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Allgemeine Hinweise

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

die Rechtsverordnung zu den Informationspflichten (§ 7 Versiche-
rungsvertragsgesetz) regelt den Umfang der Verbraucherinfor-
mation zu Versicherungsvertrdgen. Nachfolgend erhalten Sie diese
Informationen bzw. einen Uberblick dariiber, wo Sie diese
entnehmen kénnen.

lhr Versicherer und ladungsfahige Anschrift

Zurich Insurance plc
Niederlassung fir Deutschland
Vertreten durch den Hauptbevollméachtigten Eduard Thometzek

53287 Bonn
Telefon: 01802 02505050"
Fax: 01802 02505059"

www.zurich.de

Sitz der Niederlassung: Frankfurt am Main (HRB 88353)

Hauptgeschaftstatigkeit des Versicherers

Gegenstand des Unternehmens ist der unmittelbare und mittel-
bare Betrieb aller Zweige des privaten Versicherungswesens im In-
und Ausland und von sonstigen Geschaften, die in engem wirt-
schaftlichen Zusammenhang mit dem Versicherungsbetrieb ste-
hen. Lebens- und substitutive Krankenversicherungen Gbernimmt
die Gesellschaft nur als Rickversicherer.

Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung

Die gegenseitigen Rechte und Pflichten richten sich nach dem
Versicherungsschein, dem Antrag, den beantragten Allgemeinen
Versicherungsbedingungen, Sonderbedingungen, Zusatzbedin-
gungen und/oder Klauseln sowie den gesetzlichen Bestimmungen.

Den mit lhnen vereinbarten Leistungsumfang kénnen Sie Ihrem
Antrag, lhrem Versicherungsschein und den allgemeinen
Versicherungsbedingungen entnehmen.

Versicherungsbeitrag/-pramie
Diese Angaben entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag/Angebot.

Der zu zahlende Beitrag/die zu zahlende Pramie enthélt die zum
Zeitpunkt der Antragstellung gultige Versicherungsteuer.

Ist fur den Jahresbeitrag/die Jahrespramie Ratenzahlung
vereinbart, werden folgende Zuschldge berechnet
(nicht bei Sparte MultiPlus):

Zahlungsweise halbjahrlich 3%
Zahlungsweise vierteljdhrlich und monatlich 5 %.

Bei der MultiPlusmaximo kann ab mindestens drei versicherten
Sparten der Ratenzuschlag entfallen.

Zusatzlich anfallende Kosten

Gebuhren und Kosten fir die Aufnahme des Antrags oder aus
anderen Griinden — auBer der gesetzlichen Versicherungsteuer,
MahngebUhren sowie der Kosten bei Nichteinlésung im Rahmen
eines Lastschriftverfahrens — werden nicht erhoben.

Sie haben das Recht, jederzeit gegen Erstattung der Kosten
Abschriften der Erkldrungen zu fordern, die Sie mit Bezug auf den

* 6 ct/Anruf dt. Festnetz; max. 42 ct/Min. Mobilfunk
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Vertrag, insbesondere bei der Antragstellung und im Schadenfall,
abgegeben haben.

Im Rahmen eines ordnungsgemaBen Vertragsablaufs kénnen je-
doch Telekommunikationskosten fir Sie entstehen, wenn Sie uns
kontaktieren. Ist in Ihren Unterlagen eine Service-Nummer angege-
ben, unter der Sie uns erreichen kénnen, informieren wir Sie dort
Uber die Hohe der Telekommunikationskosten. Fir unsere Festnetz-
nummern fallen die Gebuhren Ihres Telekommunikationspartners
an.

Beitrags-/Pramienzahlung und Beginn lhres
Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz tritt erst nach Zahlung des Erstbeitrages/
der Erstpramie, zu dem/der auch die Versicherungsteuer gehért, in
Kraft, jedoch nicht vor dem im Versicherungsschein festgesetzten
Versicherungsbeginn. Soweit die dem Versicherungsvertrag
zugrunde liegenden Versicherungsbedingungen schon vor der
Zahlung des Erstbeitrages/der Erstpramie Versicherungsschutz
vorsehen, erlischt dieser riickwirkend, wenn der Erstbeitrag/die
Erstprdmie nicht unverziglich gezahlt wird.

Unverziglich bedeutet, dass der Beitrag/die Pramie nach Ablauf
von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fallig ist.

Wenn eine Zahlung spater als zwei Wochen nach Erhalt des Versi-
cherungsscheines erfolgt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab
diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

Eine etwa erteilte vorlaufige Deckung tritt riickwirkend auBer
Kraft, falls der Einlésungsbetrag nicht unverziglich gezahlt wird.
Dies gilt auch fur den Fall, dass der Versicherungsfall bereits
eingetreten ist. Versicherungsschutz besteht dann fir den
Versicherungsfall nicht.

Ist die Einziehung des Beitrags/der Prdmie von einem Konto
vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag/die
Pramie zu dem Falligkeitstag eingezogen werden kann und der
Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung nicht
widerspricht.

Konnte der féllige Beitrag/die fallige Pramie ohne Verschulden des
Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden,
ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverziglich
nach einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des
Versicherers erfolgt. Kann die Abbuchung aus Griinden, die der
Versicherungsnehmer zu vertreten (also verschuldet) hat, nicht
ausgefuhrt werden oder wird ihr widersprochen, erlischt eine
etwa gewahrte vorldufige Deckung - falls nichts anderes verein-
bart worden ist — rlickwirkend ab Beginn. Dies gilt auch, wenn der
Versicherungsfall bereits eingetreten ist. Versicherungsschutz
besteht dann fur den Versicherungsfall nicht.

Befristung der Giiltigkeitsdauer der zur Verfiigung
gestellten Informationen

Das lhnen unterbreitete Angebot hat eine Gultigkeit von drei
Monaten und gilt vorbehaltlich einer Anderung der vom
Gesetzgeber festgelegten Versicherungsteuer sowie einer
endgliltigen Risikoprufung.
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Widerrufsbelehrung
Widerrufsrecht

Sie kénnen Ihre Vertragserklarung innerhalb von 14 Tagen ohne
Angabe von Griinden in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) wider-
rufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein,
die Vertragsbestimmungen einschlieBlich der Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen, die weiteren Informationen nach § 7 Abs.
1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den
8§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese
Belehrung jeweils in Textform erhalten haben, jedoch nicht vor
Erfullung unserer Pflichten gemaB § 312 e Abs. 1 Satz 1 des
Burgerlichen Gesetzbuches in Verbindung mit Artikel 246 § 3 des
Einfihrungsgesetzes zum Bdrgerlichen Gesetzbuch. Zur Wahrung
der Widerrufsfrist genligt die rechtzeitige Absendung des Wider-
rufs.

Der Widerruf ist zu richten an:

Zurich Insurance plc
Niederlassung fur Deutschland
Direktion KéIn

Riehler StraBe 90

50657 KoIn

E-Mail: service@zurich.de

Bei einem Widerruf per Telefax ist der Widerruf an folgende
Faxnummer zu richten: 01802 02505059"

Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz
und wir erstatten den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs
entfallenden Teil der Beitrage/Pramien, wenn Sie zugestimmt
haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufs-
frist beginnt. Wir verzichten auf die Einbehaltung des Teils des
Beitrags/der Pramie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Wider-
rufs entfallt. Die Erstattung zurlickzuzahlender Betrdge erfolgt
unverziglich, spatestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs.
Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Wider-
rufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene
Leistungen zurlickzugewdhren und gezogene Nutzungen (z. B.
Zinsen) herauszugeben sind.

Besondere Hinweise

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdriick-
lichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollstandig er-
fullt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgetibt haben.

Ende der Widerrufsbelehrung

Laufzeit des Vertrages

Diese Angaben entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag/Angebot oder
Versicherungsschein.

Beendigung des Vertrages

Nach Ablauf der vereinbarten Vertragsdauer verlangern sich Versi-
cherungsvertrage mit mindestens einjahriger Dauer stillschwei-
gend von Jahr zu Jahr, wenn nicht drei Monate vor dem jeweili-
gen Ablauf der anderen Partei eine Kiindigung in Schriftform
zugegangen ist.

Ein Versicherungsvertrag, der fir die Dauer von mehr als drei
Jahren abgeschlossen worden ist, kann von lhnen zum Schluss des
dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer
Frist von drei Monaten in Schriftform gekindigt werden.

* 6 ct/Anruf dt. Festnetz; max. 42 ct/Min. Mobilfunk
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Anwendbares Recht und Rechtsweg
Es gilt deutsches Recht.

Wenn Sie uns verklagen, kénnen Sie Anspriiche aus lhrem Versi-
cherungsvertrag bei den nachfolgenden Gerichten geltend
machen:

a) Gericht, das fur Ihren Wohnsitz 6rtlich zustandig ist oder das
ortlich zustandige Gericht Ihres gewdhnlichen Aufenthalts-
ortes.

b) Gericht, das fir unseren Geschaftssitz oder fir die Sie betreu-
ende Niederlassung ortlich zustandig ist.

Wenn wir Sie verklagen, kdnnen wir Anspriche aus dem
Versicherungsvertrag bei nachfolgenden Gerichten geltend
machen:

a) Gericht, das fur lhren Wohnsitz 6rtlich zustandig ist.

b) Haben Sie einen Geschéfts- oder Gewerbebetrieb, auBerdem
das Gericht des Ortes, an dem sich der Sitz oder die Nieder-
lassung Ihres Betriebes befindet.

Vertragssprache

Die Vertragssprache ist Deutsch, sofern im Einzelfall nicht etwas
anderes vereinbart wird.

Angaben liber die Beschwerdestelle

Die Zurich Insurance plc Niederlassung fur Deutschland ist Mit-
glied im Verein ,,Ombudsmann e.V.”. Hier kdnnen Sie unter der
nachfolgenden Adresse das kostenlose auBergerichtliche Streit-
schlichtungsverfahren in Anspruch nehmen, sofern der Versi-
cherungsvertrag von lhnen als nattrliche Person abgeschlossen
wurde und weder lhrer gewerblichen noch lhrer selbststandigen
beruflichen Tatigkeit zuzurechnen ist.

Versicherungsombudsmann e.V.,

Postfach 08 06 32, 10006 Berlin,

Telefon: 01804 224424™

Fax: 01804 224425"

E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de

lhre Méglichkeit zur Beschreitung des Rechtsweges bleibt hiervon
unberihrt.

Aufsichtsbehérde

Als Versicherungsunternehmen unterliegen wir der Aufsicht der
nachfolgend aufgefihrten Behérden:

Deutschland

Bundesanstalt fur Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorfer StraBe 108

53117 Bonn

Deutschland

Irland

Irish Financial Services Regulatory Authority (IFR)
Insurance Supervision Department

Financial Regulator

PO Box 11517

Spencer Dock

Dublin 1

Ireland

Bei Fragen oder Beanstandungen, die im Zusammenhang mit lhrer
Versicherung stehen, kénnen Sie sich an eine der beiden Behérden
wenden.

Bitte beachten Sie, dass die genannten Behorden keine Schieds-
stellen sind und einzelne Streitfélle nicht verbindlich von ihnen
entschieden werden.

** 20 ct/Anruf dt. Festnetz; max. 42 ct/Min. Mobilfunk
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Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG (ber die Folgen @

einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht

Damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemaf prtfen
kénnen, ist es notwendig, dass Sie alle Fragen wahrheitsgemal
und vollstandig beantworten. Es sind auch solche Umstande
anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen.

Personenbezogene Angaben (z. B. zur Unfallversicherung), die Sie
nicht gegentiber dem Versicherungsvermittler machen méchten,
sind unverziglich und unmittelbar gegentiber der

Zurich Insurance plc NfD
53287 Bonn

schriftlich nachzuholen.

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz geféhrden,
wenn Sie unrichtige oder unvollstandige Angaben machen.
N&here Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeige-
pflicht kénnen Sie der nachstehenden Information entnehmen.

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklarung verpflichtet, alle
lhnen bekannten gefahrerheblichen Umstande, nach denen wir in
Textform gefragt haben, wahrheitsgemaB und vollstandig anzu-
zeigen. Wenn wir nach lhrer Vertragserklarung, aber vor Vertrags-
annahme in Textform nach gefahrerheblichen Umstanden fragen,
sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

Welche Folgen konnen eintreten, wenn eine vorvertragliche
Anzeigepflicht verletzt wird?

1. Riicktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, kénnen wir vom
Vertrag zurlcktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass
weder Vorsatz noch grobe Fahrlassigkeit vorliegt.

Bei grob fahrlassiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein
Rucktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht
angezeigten Umstande, wenn auch zu anderen Bedingungen,
geschlossen hatten.

Im Fall des Riicktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklaren
wir den Rucktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben wir
dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der
nicht oder nicht richtig angegebene Umstand

— weder fur den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungs-
falles

— noch fur die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht

ursachlich war. Unsere Leistungspflicht entféllt jedoch, wenn Sie
die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben.

Bei einem Rucktritt steht uns der Teil des Beitrags/der Pramie zu,
welcher der bis zum Wirksamwerden der Ricktrittserklarung
abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

2. Kindigung

Kénnen wir nicht vom Vertrag zuriicktreten, weil Sie die vorver-
tragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlassig oder schuldlos
verletzt haben, kénnen wir den Vertrag unter Einhaltung einer
Frist von einem Monat kundigen.

Unser Ktindigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstande, wenn auch zu
anderen Bedingungen, geschlossen hatten.

213430142 1010
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3. Vertragsdanderung

Kénnen wir nicht zurlicktreten oder kiindigen, weil wir den
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstande,
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hatten, werden
die anderen Bedingungen auf unser Verlangen Vertragsbestand-
teil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrldssig verletzt, werden die
anderen Bedingungen riickwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie
die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen
Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode
Vertragsbestandteil.

Erhoht sich durch die Vertragsanderung der Beitrag/die Pramie um
mehr als 10% oder schlieBen wir die Gefahrabsicherung fur den
nicht angezeigten Umstand aus, kénnen Sie den Vertrag innerhalb
eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung Uber die Vertrags-
anderung fristlos kiindigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in
unserer Mitteilung hinweisen.

4. Ausiibung unserer Rechte

Wir kénnen unsere Rechte zum Riicktritt, zur Kindigung oder zur
Vertragsdnderung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend
machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der
Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte
Recht begriindet, Kenntnis erlangen. Bei der Austibung unserer
Rechte haben wir die Umstdnde anzugeben, auf die wir unsere
Erkldrung stutzen. Zur Begriindung kénnen wir nachtraglich
weitere Umstande angeben, wenn fir diese die Frist nach Satz 1
nicht verstrichen ist.

Wir kénnen uns auf die Rechte zum Rucktritt, zur Kiindigung oder
zur Vertragsanderung nicht berufen, wenn wir den nicht ange-
zeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige
kannten.
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Allgemeine Bedingungen far

die Rechtsschutzversicherung (ARB 2008) @

Inhaltstbersicht

1. Was ist Rechtsschutz?

Welche Aufgaben hat die Rechtsschutzversicherung? §1
Fur welche Rechtsangelegenheiten

gibt es Rechtsschutz? §2
Welche Rechtsangelegenheiten umfasst

der Rechtsschutz nicht? §3
Wann entsteht der Anspruch auf eine

Rechtsschutzleistung? §4
Welcher Anspruch besteht bei Versichererwechsel §4a
Welche Kosten Ubernimmt der

Rechtsschutzversicherer? §5
Wo gilt die Rechtsschutzversicherung? §6
2. Nach welchen Regeln richtet sich das

Vertragsverhéltnis zwischen Rechtsschutzversicherer und
Versicherten?

Wann beginnt der Versicherungsschutz? §7
Fur welche Dauer ist der Vertrag abgeschlossen? §8
Was ist bei der Zahlung des Beitrages zu beachten? §9

Welche Entwicklungen kénnen zu einer Anpassung des
Versicherungsbeitrages fuhren? § 10

Wie wirkt sich eine Veranderung der personlichen oder
sachlichen Verhdltnisse des Versicherten auf den
Versicherungsbeitrag aus? § 11

Was geschieht, wenn das versicherte Interesse wegfallt?  § 12

In welchen Féllen kann der Vertrag

vorzeitig gekundigt werden? §13
Wann verjahren die Anspriiche aus dem

Versicherungsvertrag? §14
Welche Rechtsstellung haben mitversicherte Personen? §15
Was ist bei Anzeigen und Erklarungen gegentber

dem Versicherer zu beachten? §16
3. Was ist im Rechtsschutzfall zu beachten?

Welche Rechte und Pflichten bestehen nach Eintritt eines
Rechtsschutzfalles? §17

In welchen Féllen kann der Rechtsanwalt des Versicherungs-
nehmers entscheiden, ob die Ablehnung des
Rechtsschutzes berechtigt ist? §18

Innerhalb welcher Frist kann der Rechtsschutzanspruch
vor Gericht geltend gemacht werden? §19

Welches Gericht ist fur Klagen aus dem
Versicherungsvertrag zustandig, und welches Recht ist
anzuwenden? § 20

213430142 1010
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4. In welchen Formen wird der Rechtsschutz angeboten?
Verkehrs-Rechtsschutz § 21
Verkehrs-Rechtsschutz fir Nichtselbststandige §21a
Fahrer-Rechtsschutz §22
Privat-Rechtsschutz fur Selbststandige §23

Berufs-Rechtsschutz fur Selbststandige, Rechtsschutz fiir
Firmen und Vereine §24

Rechtsschutz fur das Kraftfahrzeuggewerbe und
Fahrschulen § 24a

Privat- und Berufs- Rechtsschutz fur Nichtselbststandige § 25

Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz

fir Nichtselbststandige § 26
Landwirtschafts- und Verkehrs-Rechtsschutz § 27
Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz

fir Selbststandige §28
Rechtsschutz fur Eigenttimer und Mieter von Wohnungen

und Grundsticken §29
SecJura-Plus fir 8§ 23, 25, 26, und 27 § 30
Gewerbe-Kombi Plus fur § 28 § 31
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1. Inhalt der Versicherung
§ 1 Aufgaben der Rechtsschutzversicherung

Der Versicherer erbringt die fur die Wahrnehmung der rechtlichen
Interessen des Versicherungsnehmers oder des Versicherten
erforderlichen Leistungen im vereinbarten Umfang (Rechtsschutz).

§2 Leistungsarten

Der Umfang des Versicherungsschutzes kann in den Formen des §
21 bis § 29 vereinbart und durch 8§ 30 oder 31 erweitert werden.
Je nach Vereinbarung umfasst der Versicherungsschutz

a) Schadenersatz-Rechtsschutz
fur die Geltendmachung von Schadenersatzanspriichen,
soweit diese nicht auch auf einer Vertragsverletzung oder einer
Verletzung eines dinglichen Rechtes an Grundstticken,
Gebaduden oder Gebadudeteilen beruhen;

O
=

Arbeits-Rechtsschutz

fur die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsver-
haltnissen sowie aus 6ffentlich-rechtlichen Dienstverhaltnissen
hinsichtlich dienst- und versorgungsrechtlicher Anspriche;

¢) Wohnungs- und Grundstlicks-Rechtsschutz
fur die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Miet- und
Pachtverhaltnissen, sonstigen Nutzungsverhaltnissen und
dinglichen Rechten, die Grundstiicke, Gebaude oder
Gebdaudeteile zum Gegenstand haben;

o
=

Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht

fir die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus privatrecht-
lichen Schuldverhaltnissen und dinglichen Rechten, soweit der
Versicherungsschutz nicht in den Leistungsarten a), b) oder ¢)
enthalten ist;

e) Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten
fur die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in steuer- und
abgaberechtlichen Angelegenheiten vor deutschen Finanz-
und Verwaltungsgerichten;

f) Sozialgerichts-Rechtsschutz
fur die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor deutschen
Sozialgerichten;

Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen

fur die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in verkehrsrecht-
lichen Angelegenheiten vor Verwaltungsbehérden und vor
Verwaltungsgerichten;

(e}
=

=y
=

Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz
flr die Verteidigung in Disziplinar- und Standesrechtsverfah-
ren;

i) Straf-Rechtsschutz
fur die Verteidigung wegen des Vorwurfes

aa) eines verkehrsrechtlichen Vergehens. Wird rechtskraftig
festgestellt, dass der Versicherungsnehmer das Vergehen
vorsatzlich begangen hat, ist er verpflichtet, dem Versicherer
die Kosten zu erstatten, die dieser fur die Verteidigung wegen
des Vorwurfes eines vorsatzlichen Verhaltens getragen hat;

bb) eines sonstigen Vergehens, dessen vorsatzliche wie auch
fahrlassige Begehung strafbar ist, solange dem Versicherungs-
nehmer ein fahrlassiges Verhalten vorgeworfen wird. Wird
dem Versicherungsnehmer dagegen vorgeworfen, ein solches
Vergehen vorsatzlich begangen zu haben, besteht rickwirkend
Versicherungsschutz, wenn nicht rechtskraftig festgestellt
wird, dass er vorsatzlich gehandelt hat.

cc) Es besteht also bei dem Vorwurf eines Verbrechens kein
Versicherungsschutz; ebenso wenig bei dem Vorwurf eines
Vergehens, das nur vorsatzlich begangen werden kann (z. B.
Beleidigung, Diebstahl, Betrug). Dabei kommt es weder auf die
Berechtigung des Vorwurfes noch auf den Ausgang des
Strafverfahrens an.

j)  Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz
fur die Verteidigung wegen des Vorwurfes einer
Ordnungswidrigkeit;

213430142 1010

k) Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts-
und Erbrecht
fur Rat oder Auskunft eines in Deutschland zugelassenen
Rechtsanwaltes in familien-, lebenspartnerschafts- und
erbrechtlichen Angelegenheiten, wenn diese nicht mit einer
anderen gebuhrenpflichtigen Tatigkeit des Rechtsanwaltes
zusammenhangen.

§3 Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten

Rechtsschutz besteht nicht fir Wahrnehmung rechtlicher
Interessen

(1)  in ursachlichem Zusammenhang mit

a) Krieg, feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen,
Streik, Aussperrung oder Erdbeben;

LS

Nuklear- und genetischen Schaden, soweit diese nicht auf eine
medizinische Behandlung zurtickzufthren sind;

¢) Bergbauschaden an Grundstlcken und Gebauden;

o
=

aa) dem Erwerb oder der VerduBerung eines zu Bauzwecken
bestimmten Grundstiickes,

bb) der Planung oder Errichtung eines Gebdudes oder Gebdu-
deteiles, das sich im Eigentum oder Besitz des Versiche-
rungsnehmers befindet oder das dieser zu erwerben oder in
Besitz zu nehmen beabsichtigt,

cc) der genehmigungspflichtigen baulichen Veranderung eines
Grundstlickes, Gebaudes oder Gebdudeteiles, das sich im

Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers befindet oder
das dieser zu erwerben oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt,

dd) der Finanzierung eines der unter aa) bis cc) genannten
Vorhaben;

(2)

a) zur Abwehr von Schadenersatzanspriichen, es sei denn, dass
diese auf einer Vertragsverletzung beruhen;

z

aus kollektivem Arbeits- oder Dienstrecht;

¢) aus dem Recht der Handelsgesellschaften oder aus
Anstellungsverhaltnissen gesetzlicher Vertreter juristischer
Personen;

e

in ursachlichem Zusammenhang mit Patent-, Urheber-,
Marken-, Geschmacksmuster-, Gebrauchsmusterrechten oder
sonstigen Rechten aus geistigem Eigentum;

e) aus dem Kartell- oder sonstigem Wettbewerbsrecht;
f) in ursachlichem Zusammenhang mit

aa) Spiel- oder Wettvertrdgen, Termin- oder vergleichbaren
Spekulationsgeschaften sowie Gewinnzusagen;

bb) der Anschaffung und VerduBerung von Effekten (z. B.
Anleihen, Aktien, Investmentanteilen) sowie der Beteiligung an
Kapitalanlagemodellen, auf welche die Grundsatze der
Prospekthaftung anwendbar sind (z. B. Abschreibungs-
gesellschaften, Immobilienfonds, Stille Gesellschaften,
Atypische Stille Gesellschaften);

g) aus dem Bereich des Familien-, Lebenspartnerschafts- und
Erbrechts, soweit nicht Beratungs-Rechtsschutz gemaf § 2 k)
besteht;

>
=

aus dem Rechtsschutzversicherungsvertrag gegen den
Versicherer oder das fir diesen tatige Schadenabwicklungs-
unternehmen;

i) wegen der steuerlichen Bewertung von Grundstlcken,
Gebauden oder Geb&dudeteilen, sowie wegen ErschlieBungs-
und sonstiger Anliegerabgaben, es sei denn, dass es sich um
laufend erhobene Gebuhren fir die Grundstlcksversorgung
handelt;

(3
a) in Verfahren vor Verfassungsgerichten;

b) in Verfahren vor internationalen oder supranationalen
Gerichtshéfen, soweit es sich nicht um die Wahrnehmung
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rechtlicher Interessen von Bediensteten internationaler oder
supranationaler Organisationen aus Arbeitsverhéaltnissen oder
offentlich-rechtlichen Dienstverhaltnissen handelt;

) in ursachlichem Zusammenhang mit einem Insolvenzverfahren,
das Uber das Vermdgen des Versicherungsnehmers eréffnet
wurde oder er6ffnet werden soll;

d) in Enteignungs-, Planfeststellungs-, Flurbereinigungs- sowie im
Baugesetzbuch geregelten Angelegenheiten;

e) in Ordnungswidrigkeiten- und Verwaltungsverfahren wegen
eines Halt- oder ParkverstoBes;

f) in Verfahren aus dem Bereich des Asyl-, Auslander- und
Sozialhilferechtes;

()

a) mehrerer Versicherungsnehmer desselben Rechtsschutz-
versicherungsvertrages untereinander, mitversicherter
Personen untereinander und mitversicherter Personen gegen
den Versicherungsnehmer;

o
~

sonstiger Lebenspartner (nicht eheliche und nicht eingetragene
Lebenspartner gleich welchen Geschlechts) untereinander in
ursachlichem Zusammenhang mit der Partnerschaft, auch nach
deren Beendigung;

¢) aus Ansprichen oder Verbindlichkeiten, die nach Eintritt des
Rechtsschutzfalles auf den Versicherungsnehmer Gbertragen
worden oder (ibergegangen sind;

d) aus vom Versicherungsnehmer in eigenem Namen geltend
gemachten Anspriichen anderer Personen oder aus einer
Haftung fur Verbindlichkeiten anderer Personen;

(5) soweit in den Fallen des § 2 a) bis h) ein ursachlicher Zu-
sammenhang mit einer vom Versicherungsnehmer vorsatzlich
begangenen Straftat besteht. Stellt sich ein solcher
Zusammenhang im Nachhinein heraus, ist der Versiche-
rungsnehmer zur Rickzahlung der Leistungen verpflichtet, die der
Versicherer fur ihn erbracht hat.

§4 \Voraussetzung fiir den Anspruch auf Rechtsschutz

(1) Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines
Rechtsschutzfalles

a) im Schadenersatz-Rechtsschutz gemaB § 2 a) von dem ersten
Ereignis an, durch das der Schaden verursacht wurde oder
verursacht worden sein soll;

O
=

im Beratungs-Rechtsschutz fur Familien-, Lebenspartner-
schafts- und Erbrecht geméaB § 2 k) von dem Ereignis an, das
die Anderung der Rechtslage des Versicherungsnehmers oder
einer mitversicherten Person zur Folge hat;

¢) in allen anderen Féllen von dem Zeitpunkt an, in dem der
Versicherungsnehmer oder ein anderer einen VerstoB gegen
Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften begangen hat oder
begangen haben soll.

Die Voraussetzungen nach a) bis ¢) missen nach Beginn des
Versicherungsschutzes gemaB § 7 und vor dessen Beendigung
eingetreten sein. Fir die Leistungsarten nach § 2 b) bis g) besteht
Versicherungsschutz jedoch erst nach Ablauf von drei Monaten
nach Versicherungsbeginn (Wartezeit), soweit es sich nicht um die
Wahrnehmung rechtlicher Interessen aufgrund eines Kauf- oder
Leasingvertrages Uber ein fabrikneues Kraftfahrzeug handelt.

(2)  Erstreckt sich der Rechtsschutzfall tiber einen Zeitraum, ist
dessen Beginn maBgeblich. Sind fur die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen mehrere Rechtsschutzfalle ursachlich, ist der erste
entscheidend, wobei jedoch jeder Rechtsschutzfall auBer Betracht
bleibt, der ldnger als ein Jahr vor Beginn des Versicherungs-
schutzes fur den betroffenen Gegenstand der Versicherung einge-
treten oder, soweit sich der Rechtsschutzfall Gber einen Zeitraum
erstreckt, beendet ist.

(3)  Es besteht kein Rechtsschutz, wenn

a) eine Willenserkldrung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des
Versicherungsschutzes vorgenommen wurde, den Versto3
nach Absatz 1 ¢) ausgel6st hat;
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b) der Anspruch auf Rechtsschutz erstmals spater als drei Jahre
nach Beendigung des Versicherungsschutzes fur den
betroffenen Gegenstand der Versicherung geltend gemacht
wird.

(4) Im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e) besteht kein
Rechtsschutz, wenn die tatsachlichen oder behaupteten
Voraussetzungen fir die der Angelegenheit zugrunde liegende
Steuer- oder Abgabefestsetzung vor dem im Versicherungsschein
bezeichneten Versicherungsbeginn eingetreten sind oder einge-
treten sein sollen.

§ 4 a Versichererwechsel

(1)  Sofern im Versicherungsschein nichts anderes vereinbart ist,
besteht in Abweichung von § 4 Abs. 3 und Abs. 4 Anspruch auf
Rechtsschutz, wenn

a) eine Willenserklarung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des
Versicherungsschutzes vorgenommen wurde, in die Vertrags-
laufzeit eines Vorversicherers fallt und der VerstoB gem. § 4
Abs. 1 ¢) erst wahrend der Vertragslaufzeit des Versicherungs-
vertrages eintritt; allerdings nur dann, wenn bezuglich des
betroffenen Risikos llickenloser Versicherungsschutz besteht;

=z

der Versicherungsfall in die Vertragslaufzeit eines Vorversiche-
rers fallt und der Anspruch auf Rechtsschutz spater als drei
Jahre nach Ende der Vertragslaufzeit eines Vorversicherers
gegenUlber dem Versicherer geltend gemacht wird; allerdings
nur dann, wenn der Versicherungsnehmer die Meldung beim
Vorversicherer nicht vorsétzlich oder grob fahrlassig versaumt
hat und bezuglich des betroffenen Risikos ltickenloser
Versicherungsschutz besteht;

C) im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e) die tatsachlichen
oder behaupteten Voraussetzungen fur die der Angelegenheit
zu Grunde liegende Steuer- oder Abgabefestsetzung wahrend
der Laufzeit eines Vorversicherers eingetreten sind oder einge-
treten sein sollen und der VerstoB3 gem. § 4 Abs. 1 ¢) erst
wahrend der Vertragslaufzeit des Versicherungsvertrages
eintritt, allerdings nur dann, wenn bezuglich des betroffenen
Risikos ltickenloser Versicherungsschutz besteht.

(2) Rechtsschutz wird in dem Umfang gewahrt, der zum
Zeitpunkt des Eintritts des Rechtsschutzfalles bestanden hat,
héchstens jedoch im Umfang des Vertrages des Versicherers.

§5 Leistungsumfang

(1) Der Versicherer erbringt und vermittelt Dienstleistungen zur
Wahrnehmung rechtlicher Interessen und tragt

a) bei Eintritt des Rechtsschutzfalles im Inland die Vergitung
eines fUr den Versicherungsnehmer tatigen Rechtsanwaltes bis
zur Hohe der gesetzlichen Vergltung eines am Ort des
zustandigen Gerichtes ansassigen Rechtsanwaltes. Wohnt der
Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie vom zustan-
digen Gericht entfernt und erfolgt eine gerichtliche Wahrneh-
mung seiner Interessen, tragt der Versicherer bei den Leis-
tungsarten gemaB § 2 a) bis g) weitere Kosten fur einen im
Landgerichtsbezirk des Versicherungsnehmers ansassigen
Rechtsanwalt bis zur Héhe der gesetzlichen Vergltung eines
Rechtsanwaltes, der lediglich den Verkehr mit dem
Prozessbevollméachtigten fuhrt.

Der Versicherer tragt in den Fallen, in denen das Rechtsan-
waltsvergltungsgesetz (RVG) fur die Erteilung eines
mundlichen oder schriftlichen Rates oder einer Auskunft
(Beratung), die nicht mit einer anderen gebuhrenpflichtigen
Tatigkeit zusammenhéngt und fur die Ausarbeitung eines
Gutachtens keine der Hohe nach bestimmte Gebuhr festsetzt,
folgende Gebuhren:

— in Angelegenheiten, in denen bei einer anwaltlichen Vertre-
tung die Gebihren nach Gegenstandswert berechnet wer-
den, die angemessene Vergltung bis zur Hohe von 1,0
Geblhr, héchstens jedoch 250,00 EUR,

— in allen anderen Fallen die angemessene Vergitung,
héchstens jedoch 250,00 EUR,
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— fur ein erstes Beratungsgesprach hochstens jedoch 190,00
EUR

b) bei Eintritt eines Rechtsschutzfalles im Ausland die Vergtitung
eines fur den Versicherungsnehmer tatigen am Ort des
zustandigen Gerichtes ansassigen auslandischen oder eines im
Inland zugelassenen Rechtsanwaltes. Im letzteren Fall tragt der
Versicherer die Vergltung bis zur Héhe der gesetzlichen
Vergitung, die entstanden ware, wenn das Gericht, an dessen
Ort der Rechtsanwalt ansassig ist, zustandig ware. § 5 Abs. 1 a
Satz 2 gilt entsprechend.

Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie
vom zustandigen Gericht entfernt und ist ein auslandischer
Rechtsanwalt fir den Versicherungsnehmer tatig, tragt der
Versicherer weitere Kosten fir einen im Landgerichtsbezirk des
Versicherungsnehmers ansassigen Rechtsanwalt bis zur Hohe
der gesetzlichen Vergltung eines Rechtsanwaltes, der lediglich
den Verkehr mit dem auslandischen Rechtsanwalt fuhrt.

Ist der Rechtsschutzfall durch einen Kraftfahrtunfall im euro-
paischen Ausland eingetreten und eine zundchst betriebene
Regulierung mit dem Schadenregulierungsbeauftragten bzw.
der Entschadigungsstelle im Inland erfolglos geblieben, so dass
eine Rechtsverfolgung im Ausland notwendig wird, tragt der
Versicherer zusatzlich die Kosten eines inlandischen Rechtsan-
waltes bei der Regulierung mit dem Schadenregulierungsbe-
auftragten bzw. der Entschadigungsstelle im Inland im Rah-
men der gesetzlichen Gebuhren bis zur H6he von 10.000,00
EUR,;

¢) die Gerichtskosten einschlieBlich der Entschadigung fur
Zeugen und Sachverstandige, die vom Gericht herangezogen
werden, sowie die Kosten des Gerichtsvollziehers;

d) die Gebuhren eines Schieds- oder Schlichtungsverfahrens bis
zur Héhe der Gebuhren, die im Falle der Anrufung eines
zustandigen staatlichen Gerichtes erster Instanz entstehen;

e) die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehorden einschlieB-
lich der Entschadigung fir Zeugen und Sachverstandige, die
von der Verwaltungsbehérde herangezogen werden, sowie die
Kosten der Vollstreckung im Verwaltungswege;

f) die Ubliche Vergiitung

aa) eines offentlich bestellten technischen Sachverstandigen
oder einer rechtsfahigen technischen
Sachverstandigenorganisation in Féllen der

- Verteidigung in verkehrsrechtlichen Straf- und
Ordnungswidrigkeitenverfahren;

— Wahrnehmung der rechtlichen Interessen aus Kauf- und
Reparaturvertrdgen von Motorfahrzeugen zu Lande sowie
Anhéngern;

bb) eines im Ausland ansassigen Sachverstandigen in Fallen der
Geltendmachung von Ersatzanspriichen wegen der im Ausland
eingetretenen Beschadigung eines Motorfahrzeuges zu Lande
sowie Anhangers;

die Kosten der Reisen des Versicherungsnehmers zu einem
auslandischen Gericht, wenn sein Erscheinen als Beschuldigter
oder Partei vorgeschrieben und zur Vermeidung von Rechts-
nachteilen erforderlich ist. Die Kosten werden bis zur Héhe der
fur Geschaftsreisen von deutschen Rechtsanwadlten geltenden
Satze (ibernommen;

<

=

die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner rechtlichen
Interessen entstandenen Kosten, soweit der
Versicherungsnehmer zu deren Erstattung verpflichtet ist.

2)

a) Der Versicherungsnehmer kann die Ubernahme der vom
Versicherer zu tragenden Kosten verlangen, sobald er nach-
weist, dass er zu deren Zahlung verpflichtet ist oder diese
Verpflichtung bereits erfillt hat.

b) Vom Versicherungsnehmer in fremder Wahrung aufgewandte
Kosten werden diesem in Euro zum Wechselkurs des Tages
erstattet, an dem diese Kosten vom Versicherungsnehmer
gezahlt wurden.
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(3)  Der Versicherer tragt nicht

a) Kosten, die der Versicherungsnehmer ohne Rechtspflicht
Gbernommen hat;

b) Kosten, die im Zusammenhang mit einer einverstandlichen
Erledigung entstanden sind, soweit sie nicht dem Verhaltnis
des vom Versicherungsnehmer angestrebten Ergebnisses zum
erzielten Ergebnis entsprechen, es sei denn, dass eine hiervon
abweichende Kostenverteilung gesetzlich vorgeschrieben ist;

¢) die im Versicherungsschein vereinbarte Selbstbeteiligung je
Rechtsschutzfall nach § 2;

d) Kosten, die aufgrund der vierten oder jeder weiteren
ZwangsvollstreckungsmaBnahme je Vollstreckungstitel
entstehen;

e) Kosten aufgrund von ZwangsvollstreckungsmaBnahmen, die
spater als finf Jahre nach Rechtskraft des Vollstreckungstitels
eingeleitet werden;

f) Kosten fir Strafvollstreckungsverfahren jeder Art nach
Rechtskraft einer Geldstrafe oder -buBe unter 250 EUR,

Kosten, zu deren Ubernahme ein anderer verpflichtet wére,
wenn der Rechtsschutzversicherungsvertrag nicht bestiinde.

(o]
=

(4) Der Versicherer zahlt in jedem Rechtsschutzfall héchstens
die vereinbarte Versicherungssumme. Zahlungen fir den Versi-
cherungsnehmer und mitversicherte Personen aufgrund desselben
Rechtsschutzfalles werden hierbei zusammengerechnet. Dies gilt
auch fir Zahlungen aufgrund mehrerer Rechtsschutzfalle, die
zeitlich und ursachlich zusammenhangen.

(5)  Der Versicherer sorgt fur

a) die Ubersetzung der fir die Wahrnehmung der rechtlichen
Interessen des Versicherungsnehmers im Ausland notwendigen
schriftlichen Unterlagen und tragt die dabei anfallenden
Kosten;

b) die Zahlung eines zinslosen Darlehens bis zu der vereinbarten
Hohe fir eine Kaution, die gestellt werden muss, um den
Versicherungsnehmer einstweilen von
StrafverfolgungsmaBnahmen zu verschonen.

(6) Alle Bestimmungen, die den Rechtsanwalt betreffen, gelten
entsprechend

a) in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und im
Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts-
und Erbrecht (§ 2 k) fur Notare;

b) im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e) fir Angehérige
der steuerberatenden Berufe;

¢) bei Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Ausland fur dort
ansassige rechts- und sachkundige Bevollmachtigte.

§6 Ortlicher Geltungsbereich

(1)  Rechtsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen in Europa, den Anliegerstaaten des Mittelmeeres, auf
den Kanarischen Inseln oder auf Madeira erfolgt und ein Gericht
oder eine Behdérde in diesem Bereich gesetzlich zustandig ist oder
zustandig ware, wenn ein gerichtliches oder behérdliches
Verfahren eingeleitet werden wiurde.

(2)  Fur die Wahrnehmung rechtlicher Interessen auBerhalb des
Geltungsbereiches nach Absatz 1 tragt der Versicherer bei Rechts-
schutzféllen, die dort wahrend eines l&ngstens sechs Wochen
dauernden, nicht beruflich bedingten Aufenthaltes eintreten,

die Kosten nach § 5 Absatz 1 bis zu einem Héchstbetrag von
30.000 EUR. Insoweit besteht kein Rechtsschutz fir die Interes-
senwahrnehmung im Zusammenhang mit dem Erwerb oder der
VerauBerung von dinglichen Rechten oder Teilzeitnutzungs-
rechten (Timesharing) an Grundstlicken, Gebduden oder Gebau-
deteilen.
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2. Versicherungsverhaltnis
§ 7 Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein
angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den
ersten oder einmaligen Beitrag unverzlglich nach Falligkeit im
Sinne von § 9 B Absatz 1 Satz 1 zahlt. Eine vereinbarte Wartezeit
bleibt unberthrt.

§8 Dauer und Ende des Vertrages
(1)  Vertragsdauer

Der Vertrag ist fur die im Versicherungsschein angegebene Zeit
abgeschlossen.

(2) Sstillschweigende Verldngerung

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlangert sich
der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner
spatestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen
Versicherungsjahres eine Kiindigung zugegangen ist.

(3) Vertragsbeendigung

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der
Vertrag, ohne dass es einer Kiindigung bedarf, zum vorgesehenen
Zeitpunkt.

Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag
schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauffolgenden
Jahres in Schriftform gekiindigt werden; die Kiindigung muss dem
Vertragspartner spatestens drei Monate vor dem Ablauf des
jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen sein.

§9 Beitrag
A.  Beitrag und Versicherungsteuer

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthélt die Versicherungsteuer,
die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz
bestimmten Hhe zu entrichten hat.

B. Zahlung und Folgen verspéteter Zahlung/erster oder
einmaliger Beitrag

(1)  Falligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung

Der erste oder einmalige Beitrag wird unverztglich nach Ablauf
von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fallig. Ist
Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster
Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags.

(2)  Spaterer Beginn des Versicherungsschutzes

Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen
Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem spéateren Zeitpunkt,
beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt, sofern
der Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form oder durch auffélligen Hinweis im Versicherungsschein auf
diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht wurde. Das gilt nicht,
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten hat.

(3) RuUcktritt

Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen
Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag
zurlicktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist, es sei denn,
der Versicherungsnehmer hat die Nichtzahlung nicht zu vertreten.

C. Zahlung und Folgen verspateter Zahlung/Folgebeitrag
(1)  Félligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung

Die Folgebeitrage werden zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt
fallig.

(2) Verzug

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerat der Versiche-
rungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die
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verspatete Zahlung nicht zu vertreten hat. Der Versicherer ist be-
rechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens
zu verlangen.

(3)  Zahlungsaufforderung

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versiche-
rer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine
Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen
muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rickstandi-
gen Betrdge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen bezif-
fert und die Rechtsfolgen angibt, die nach Absatzen 4 und 5 mit
dem Fristablauf verbunden sind.

(4) Kein Versicherungsschutz

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist
noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis
zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der
Zahlungsaufforderung nach Absatz 3 darauf hingewiesen wurde.

(5) Kulndigung

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist
noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag
ohne Einhaltung einer Frist kiindigen, wenn er den Versicherungs-
nehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Absatz 3 darauf
hingewiesen hat.

Hat der Versicherer gekindigt, und zahlt der Versi-
cherungsnehmer danach innerhalb eines Monats den
angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Fir Versicherungs-
falle, die zwischen dem Zugang der Kiindigung und der Zahlung
eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

D. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschrifterméach-
tigung

(1)  Rechtzeitige Zahlung

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt
die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem Falligkeitstag
eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer
berechtigten Einziehung nicht widerspricht.

Konnte der féllige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs-
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zah-
lung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverziglich nach ei-
ner in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versi-
cherers erfolgt.

(2) Beendigung des Lastschriftverfahrens

Kann der féllige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der
Versicherungsnehmer die Einzugsermdachtigung widerrufen hat,
oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Griinden zu
vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der
Versicherer berechtigt, kiinftig Zahlung auBerhalb des Lastschrift-
verfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur
Ubermittlung des Beitrages erst verpflichtet, wenn er vom
Versicherer hierzu in Textform aufgefordert worden ist.

E. Teilzahlung und Folgen bei verspateter Zahlung

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die
noch ausstehenden Raten sofort féllig, wenn der Versicherungs-
nehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist. Ferner kann der
Versicherer fur die Zukunft jahrliche Beitragszahlung verlangen.

F. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer,
soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den
Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versiche-
rungsschutz bestanden hat.

§ 10 Beitragsanpassung

(1)  Ein unabhangiger Treuhander ermittelt bis zum 1. Juli eines
jeden Jahres, um welchen Vomhundertsatz sich fur die Rechts-
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schutzversicherung das Produkt von Schadenhaufigkeit und
Durchschnitt der Schadenzahlungen einer gentigend groBBen Zahl
der die Rechtsschutzversicherung betreibenden Versicherer im
vergangenen Kalenderjahr erhoht oder vermindert hat. Als
Schadenhdufigkeit eines Kalenderjahres gilt die Anzahl der in
diesem Jahr gemeldeten Rechtsschutzfalle, geteilt durch die
Anzahl der im Jahresmittel versicherten Risiken. Als Durchschnitt
der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres gilt die Summe der
Zahlungen, die fur alle in diesem Jahr erledigten Rechtsschutzfélle
insgesamt geleistet wurden, geteilt durch die Anzahl dieser
Rechtsschutzfalle. Veranderungen der Schadenh&ufigkeit und des
Durchschnitts der Schadenzahlungen, die aus Leistungsverbesse-
rungen herrihren, werden bei den Feststellungen des
Treuhdnders nur bei denjenigen Vertragen berlcksichtigt, in de-
nen sie in beiden Vergleichsjahren bereits enthalten sind.

(2) Die Ermittlung des Treuhanders erfolgt fir Versiche-
rungsvertrage

gemaB den §8 21 und 22,

gemal den 8§ 23, 24, 25 und 29,
gemalB den §8§ 26 und 27,

gemal3 § 28

nebst den zusatzlich vereinbarten Klauseln gesondert, und zwar
jeweils unterschieden nach Vertragen mit und ohne
Selbstbeteiligung.

(3) Ergeben die Ermittlungen des Treuhanders einen Vom-
hundertsatz unter 5, unterbleibt eine Beitragsanderung. Der
Vomhundertsatz ist jedoch in den folgenden Jahren mitzuberlck-
sichtigen.

Ergeben die Ermittlungen des Treuhdnders einen héheren
Vomhundertsatz, ist dieser, wenn er nicht durch 2,5 teilbar ist, auf
die nachstniedrige durch 2,5 teilbare Zahl abzurunden.

Im Falle einer Erhéhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle
einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag um den
abgerundeten Vomhundertsatz zu verdandern. Der erhéhte Beitrag
darf den zum Zeitpunkt der Erhéhung geltenden Tarifbeitrag nicht
Ubersteigen.

(4) Hat sich der entsprechend Absatz 1 nach den unterneh-
menseigenen Zahlen des Versicherers zu ermittelnde Vomhundert-
satz in den letzten drei Jahren, in denen eine Beitragsanpassung
maoglich war, geringer erhéht, als er vom Treuhadnder fir diese
Jahre festgestellt wurde, so darf der Versicherer den Folgejahres-
beitrag in der jeweiligen Anpassungsgruppe gemaB Absatz 2 nur
um den im letzten Kalenderjahr nach seinen Zahlen ermittelten
Vomhundertsatz erhéhen. Diese Erhéhung darf diejenige nicht
Ubersteigen, die sich nach Absatz 3 ergibt.

(5) Die Beitragsanpassung gilt fir alle Folgejahresbeitrage, die
ab 1. Oktober des Jahres, in dem die Ermittlungen des Treu-
handers erfolgten, féllig werden. Sie unterbleibt, wenn seit dem
im Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsbeginn fur
den Gegenstand der Versicherung noch nicht ein Jahr abgelaufen
ist.

(6)  Erhoéht sich der Beitrag, ohne dass sich der Umfang des
Versicherungsschutzes andert, kann der Versicherungsnehmer den
Versicherungsvertrag in Textform innerhalb eines Monats nach
Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung,
friihestens jedoch zu dem Zeitpunkt kiindigen, in dem die Bei-
tragserhéhung wirksam werden sollte. Der Versicherer hat den
Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das Kiindigungsrecht
hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spa-
testens einen Monat vor Wirksamwerden der Beitragserhdhung
zugehen. Eine Erhéhung der Versicherungsteuer begriindet kein
Kindigungsrecht.

§ 11 Anderung der fiir die Beitragsbemessung
wesentlichen Umstdnde

(1)  Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach
dem Tarif des Versicherers einen hoheren als den vereinbarten
Beitrag rechtfertigt, kann der Versicherer vom Eintritt dieses
Umstandes an fiir die hierdurch entstandene hohere Gefahr den
hoheren Beitrag verlangen. Wird die héhere Gefahr nach dem
Tarif des Versicherers auch gegen einen héheren Beitrag nicht
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Ubernommen, kann der Versicherer die Absicherung der héheren
Gefahr ausschlieBen. Erhéht sich der Beitrag wegen der Gefahr-
erhéhung um mehr als 10 Prozent oder schlieBt der Versicherer
die Absicherung der héheren Gefahr aus, kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag innerhalb eines Monates nach Zugang der
Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist in Textform
kindigen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer auf dieses Kiindigungsrecht hinzuweisen.

(2)  Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach
dem Tarif des Versicherers einen geringeren als den vereinbarten
Beitrag rechtfertigt, kann der Versicherer vom Eintritt dieses
Umstandes an nur noch den geringeren Beitrag verlangen. Zeigt
der Versicherungsnehmer diesen Umstand dem Versicherer spater
als zwei Monate nach dessen Eintritt an, wird der Beitrag erst von
Eingang der Anzeige an herabgesetzt.

(3) Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer innerhalb
eines Monates nach Zugang einer Aufforderung die zur Beitrags-
berechnung erforderlichen Angaben zu machen. Verletzt der
Versicherungsnehmer diese Pflicht, kann der Versicherer den
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat in Textform
kindigen. Macht der Versicherungsnehmer bis zum Fristablauf
diese Angaben vorsatzlich unrichtig oder unterlasst er die erfor-
derlichen Angaben vorsétzlich und tritt der Versicherungsfall
spater als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein, in dem die
Angaben dem Versicherer hatten zugehen missen, so hat der
Versicherungsnehmer keinen Versicherungsschutz, es sei denn,
dem Versicherer war der Eintritt des Umstandes zu diesem
Zeitpunkt bekannt. Beruht das Unterlassen der erforderlichen
Angaben oder die unrichtige Angabe auf grober Fahrlassigkeit,
kann der Versicherer den Umfang des Versicherungsschutzes in
einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers
entsprechenden Verhéltnis kirzen. Das Nichtvorliegen einer
groben Fahrlassigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.
Der Versicherungsnehmer hat gleichwohl Versicherungsschutz,
wenn zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls die Frist fur die
Kindigung des Versicherers abgelaufen war und er nicht
gekindigt hat. Gleiches gilt, wenn der Versicherungsnehmer
nachweist, dass die Gefahr weder flr den Eintritt des
Versicherungsfalls noch den Umfang der Leistung des Versicherers
ursachlich war.

(4) Die vorstehenden Regelungen finden keine Anwendung,
wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhéht hat oder nach den
Umstanden als vereinbart anzusehen ist, dass die Gefahrerhéhung
mitversichert sein soll.

§ 12 Wegfall des versicherten Interesses

(1)  Der Vertrag endet, soweit nicht etwas anderes bestimmt
ist, zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer davon Kenntnis
erhalt, dass das versicherte Interesse nach dem Beginn der
Versicherung weggefallen ist. In diesem Fall steht dem Versicherer
fur diese Versicherungsperiode nur derjenige Beitrag zu, der dem
Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat.

(2) Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers besteht der
Versicherungsschutz bis zum Ende der laufenden Beitragsperiode
fort, soweit der Beitrag am Todestag gezahlt war und nicht aus
sonstigen Griinden ein Wegfall des Gegenstandes der Versi-
cherung vorliegt. Wird der nach dem Todestag nachstféllige Bei-
trag bezahlt, bleibt der Versicherungsschutz in dem am Todestag
bestehenden Umfang aufrechterhalten. Derjenige, der den Beitrag
gezahlt hat oder fur den gezahlt wurde, wird anstelle des Verstor-
benen Versicherungsnehmer. Er kann innerhalb eines Jahres nach
dem Todestag die Aufhebung des Versicherungsvertrages mit
Wirkung ab Todestag verlangen.

(3)  Wechselt der Versicherungsnehmer die im Versicherungs-
schein bezeichnete, selbst genutzte Wohnung oder das selbst
genutzte Einfamilienhaus, geht der Versicherungsschutz auf das
neue Objekt Uber. Versichert sind Rechtsschutzfalle, die im
Zusammenhang mit der Eigennutzung stehen, auch soweit sie erst
nach dem Auszug aus dem bisherigen Objekt eintreten. Das
Gleiche gilt fur Rechtsschutzfalle, die sich auf das neue Objekt
beziehen und vor dessen geplantem oder tatsachlichem Bezug
eintreten.
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(4)  Wechselt der Versicherungsnehmer ein Objekt, das er fur
seine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbststandige
Tatigkeit selbst nutzt, findet Absatz 3 entsprechende Anwendung,
wenn das neue Objekt nach dem Tarif des Versicherers weder
nach GréBe, noch nach Miet- oder Pachthéhe einen hoheren als
den vereinbarten Beitrag rechtfertigt.

§ 13 Kiindigung nach Rechtsschutzfall

(1)  Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab, obwohl er zur
Leistung verpflichtet ist, kann der Versicherungsnehmer den
Vertrag vorzeitig kiindigen.

(2) Bejaht der Versicherer seine Leistungspflicht fir mindestens
zwei innerhalb von zw6lf Monaten eingetretene Rechtsschutzfalle,
sind der Versicherungsnehmer und der Versicherer nach Anerken-
nung der Leistungspflicht flr den zweiten oder jeden weiteren
Rechtsschutzfall berechtigt, den Vertrag vorzeitig zu kindigen.

(3) Die Kindigung muss dem Vertragspartner spatestens einen
Monat nach Zugang der Ablehnung des Rechtsschutzes gemaf
Absatz 1 oder Anerkennung der Leistungspflicht gemaB Absatz 2
in Textform zugegangen sein.

Kindigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kiindigung sofort
nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die
Klndigung zu einem spateren Zeitpunkt, spatestens jedoch zum
Ende des laufenden Versicherungsjahres, wirksam wird.

Eine Kiindigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem
Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

§ 14 Verjdhrung

(1)  Die Anspriiche aus dem Versicherungsvertrag verjahren in
drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen
Vorschriften des Burgerlichen Gesetzbuches.

(2) Istein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem
Versicherer angemeldet worden, ist die Verjahrung von der
Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die
Entscheidung des Versicherers dem Versicherten in Textform
zugeht.

§ 15 Rechtsstellung mitversicherter Personen

(1) Versicherungsschutz besteht fir den Versicherungsnehmer
und im jeweils bestimmten Umfang fiir die in § 21 bis § 31 oder
im Versicherungsschein genannten sonstigen Personen.
AuBerdem besteht Versicherungsschutz fir Anspriche, die
naturlichen Personen aufgrund Verletzung oder Tétung des Ver-
sicherungsnehmers oder einer mitversicherten Person kraft
Gesetzes zustehen.

(2)  FUr mitversicherte Personen gelten die den Versicherungs-
nehmer betreffenden Bestimmungen sinngemaB. Der Versiche-
rungsnehmer kann jedoch widersprechen, wenn eine andere
mitversicherte Person als sein ehelicher/eingetragener Lebens-
partner Rechtsschutz verlangt.

§ 16 Anzeigen, Willenserkldrungen. Anschriftendnderung

(1) Alle fur den Versicherer bestimmten Anzeigen und
Erkldrungen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder
an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachtragen als
zustandig bezeichnete Geschéftsstelle gerichtet werden.

(2)  Hat der Versicherungsnehmer eine Anderung seiner
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, gentigt fir eine
Willenserklarung, die dem Versicherungsnehmer gegentber
abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an
die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklarung gilt
drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies
gilt entsprechend fir den Fall einer Namensanderung des
Versicherungsnehmers.
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(3) Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung fiir seinen
Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der
gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen des Absatzes 2
entsprechend Anwendung.

3. Rechtsschutzfall
§ 17 Verhalten nach Eintritt des Rechtsschutzfalls

(1)  Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen fir den
Versicherungsnehmer nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles
erforderlich, kann er den zu beauftragenden Rechtsanwalt aus
dem Kreis der Rechtsanwalte auswahlen, deren Vergitung der
Versicherer nach § 5 Absatz 1a) und b) tragt. Der Versicherer
wahlt den Rechtsanwalt aus,

a) wenn der Versicherungsnehmer dies verlangt;

b) wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt benennt
und dem Versicherer die alsbaldige Beauftragung eines
Rechtsanwaltes notwendig erscheint.

(2)  Wenn der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt nicht
bereits selbst beauftragt hat, wird dieser vom Versicherer im
Namen des Versicherungsnehmers beauftragt. Fur die Tatigkeit
des Rechtsanwaltes ist der Versicherer nicht verantwortlich.

(3) Macht der Versicherungsnehmer den Rechtsschutzanspruch
geltend, hat er den Versicherer vollstdndig und wahrheitsgemaf
Uber samtliche Umstande des Rechtsschutzfalles zu unterrichten
sowie Beweismittel anzugeben und Unterlagen auf Verlangen zur
Verfligung zu stellen.

(4)  Der Versicherer bestatigt den Umfang des fur den Rechts-
schutzfall bestehenden Versicherungsschutzes. Ergreift der
Versicherungsnehmer MaBBnahmen zur Wahrnehmung seiner
rechtlichen Interessen, bevor der Versicherer den Umfang des
Rechtsschutzes bestatigt und entstehen durch solche MaBnahmen
Kosten, tragt der Versicherer nur die Kosten, die er bei einer
Rechtsschutzbestatigung vor Einleitung dieser MaBnahmen zu
tragen hatte.

(5) Der Versicherungsnehmer hat

a) den mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauftragten
Rechtsanwalt vollstandig und wahrheitsgemaB Gber die
Sachlage zu unterrichten, ihm die Beweismittel anzugeben, die
maglichen Auskinfte zu erteilen und die notwendigen Un-
terlagen zu beschaffen;

b) dem Versicherer auf Verlangen Auskunft Gber den Stand der
Angelegenheit zu geben;

c) soweit seine Interessen nicht unbillig beeintrachtigt werden,

aa) vor Erhebung von Klagen und Einlegung von Rechtsmitteln
die Zustimmung des Versicherers einzuholen;

bb) vor Klageerhebung die Rechtskraft eines anderen gericht-
lichen Verfahrens abzuwarten, das tatsachliche oder rechtliche
Bedeutung fUr den beabsichtigten Rechtsstreit haben kann;

cc) alles zu vermeiden, was eine unnétige Erhéhung der Kos-
ten oder eine Erschwerung ihrer Erstattung durch die Gegen-
seite verursachen konnte.

(6)  Wird eine der in den Abséatzen 3 oder 5 genannten Oblie-
genheiten verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen
Versicherungsschutz. Bei grob fahrlassiger Verletzung einer Ob-
liegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem
der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhéltnis zu kirzen. Der vollstdndige oder teilweise
Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei der Verletzung einer
nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder
Aufklarungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer
den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. Weist der Versiche-
rungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrléssig
verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit
weder fUr den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls
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noch fur die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer
obliegenden Leistung ursachlich war. Das gilt nicht, wenn der
Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

(7)  Anspriche auf Rechtsschutzleistungen kénnen nur mit in
Textform abgegebenem Einverstandnis des Versicherers ab-
getreten werden.

Die Zustimmung zur Abtretung der Vergltungsanspriche von
Rechtsanwalten bedarf des in Textform abgegebenen
Einverstandnisses des Versicherers.

(8)  Anspriche des Versicherungsnehmers gegen andere auf
Erstattung von Kosten, die der Versicherer getragen hat, gehen
mit ihrer Entstehung auf diesen Uber. Die flr die Geltendmachung
der Anspriche notwendigen Unterlagen hat der Versicherungs-
nehmer dem Versicherer auszuhandigen und bei dessen MaBnah-
men gegen die anderen auf Verlangen mitzuwirken. Dem Versi-
cherungsnehmer bereits erstattete Kosten sind an den Versicherer
zurtickzuzahlen.

§ 18 Stichentscheid
(1)  Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab,

a) weil der durch die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen
voraussichtlich entstehende Kostenaufwand unter Berdick-
sichtigung der berechtigten Belange der Versichertengemein-
schaft in einem groben Missverhaltnis zum angestrebten Erfolg
steht

oder

b) weil in den Féllen des § 2 a) bis g) die Wahrnehmung der
rechtlichen Interessen keine hinreichende Aussicht auf Erfolg
hat,

ist dies dem Versicherungsnehmer unverziglich unter Angabe der
Grunde in Textform mitzuteilen.

(2)  Hat der Versicherer seine Leistungspflicht gemaB Absatz 1
verneint und stimmt der Versicherungsnehmer der Auffassung des
Versicherers nicht zu, kann er den fr ihn tatigen oder noch zu
beauftragenden Rechtsanwalt auf Kosten des Versicherers veran-
lassen, diesem gegentiber eine begriindete Stellungnahme
abzugeben, ob die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in einem
angemessenen Verhdltnis zum angestrebten Erfolg steht und
hinreichende Aussicht auf Erfolg verspricht. Die Entscheidung ist
fur beide Teile bindend, es sei denn, dass sie offenbar von der
wirklichen Sach- und Rechtslage erheblich abweicht.

(3)  Der Versicherer kann dem Versicherungsnehmer eine Frist
von mindestens einem Monat setzen, binnen der der Versiche-
rungsnehmer den Rechtsanwalt vollstdndig und wahrheitsgemai
Uber die Sachlage zu unterrichten und die Beweismittel anzuge-
ben hat, damit dieser die Stellungnahme gemaB Absatz 2 abge-
ben kann. Kommt der Versicherungsnehmer dieser Verpflichtung
nicht innerhalb der vom Versicherer gesetzten Frist nach, entfallt
der Versicherungsschutz. Der Versicherer ist verpflichtet, den
Versicherungsnehmer ausdricklich auf die mit dem Fristablauf
verbundene Rechtsfolge hinzuweisen.

§ 19 Klagefrist
entfallt

§20 Zustandiges Gericht. Anzuwendendes Recht
(1)  Klagen gegen den Versicherer

Fir Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer
bestimmt sich die gerichtliche Zustandigkeit nach dem Sitz des
Versicherers oder seiner flr den Versicherungsvertrag zustandigen
Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine natrliche
Person, ist auch das Gericht ortlich zustandig, in dessen Bezirk der
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohn-
sitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewohnlichen
Aufenthalt hat.
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(2) Klagen gegen den Versicherungsnehmer

Ist der Versicherungsnehmer eine naturliche Person, missen Kla-
gen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht er-
hoben werden, das fir seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung
eines solchen, den Ort seines gewdhnlichen Aufenthalts zustandig
ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt
sich das zustdndige Gericht auch nach dem Sitz oder der Nieder-
lassung des Versicherungsnehmers. Das Gleiche gilt, wenn der
Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Komman-
ditgesellschaft, Gesellschaft birgerlichen Rechts oder eine
eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist.

(3)  Unbekannter Wohnsitz des Versicherungsnehmers

Sind der Wohnsitz oder gewohnliche Aufenthaltsort des Versiche-
rungsnehmers im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt,
bestimmt sich die gerichtliche Zustandigkeit flr Klagen aus dem
Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem
Sitz des Versicherers oder seiner fiir den Versicherungsvertrag
zustandigen Niederlassung.

(4) Fur diesen Vertrag gilt deutsches Recht

4. Formen des Versicherungsschutzes
§ 21 Verkehrs-Rechtsschutz

(1)  Versicherungsschutz besteht fir den Versicherungsnehmer in
seiner Eigenschaft als Eigentimer oder Halter jedes bei Vertrags-
abschluss oder wahrend der Vertragsdauer auf ihn zugelassenen
oder auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen verse-
henen oder als Mieter jedes von ihm als Selbstfahrer-Vermietfahr-
zeug zum vorlbergehenden Gebrauch gemieteten Motorfahrzeu-
ges zu Lande sowie Anhangers. Der Versicherungsschutz erstreckt
sich auf alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer
oder berechtigte Insassen dieser Motorfahrzeuge.

(2) Der Versicherungsschutz kann auf gleichartige Motor-
fahrzeuge gemaB Absatz 1 beschrankt werden. Als gleichartig
gelten jeweils Kraftrader, Personenkraft- und Kombiwagen,
Lastkraft- und sonstige Nutzfahrzeuge, Omnibusse sowie
Anhanger.

(3) Abweichend von Absatz 1 kann vereinbart werden, dass
der Versicherungsschutz fir ein oder mehrere im Versicherungs-
schein bezeichnete Motorfahrzeuge zu Lande, zu Wasser oder in
der Luft sowie Anhanger (Fahrzeug) besteht, auch wenn diese
nicht auf den Versicherungsnehmer zugelassen oder nicht auf sei-
nen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen sind.

(4) Der Versicherungsschutz umfasst:

Schadenersatz-Rechtsschutz (§2a),
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2d),
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§2e),
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§209),
Straf-Rechtsschutz (§21),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§2))

(5)  Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht kann aus-
geschlossen werden.

(6)  Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht besteht in
den Fallen der Absatze 1 und 2 auch fur Vertrdge, mit denen der
Erwerb von Motorfahrzeugen zu Lande sowie Anhdngern zum
nicht nur vorbergehenden Eigengebrauch bezweckt wird, auch
wenn diese Fahrzeuge nicht auf den Versicherungsnehmer
zugelassen oder nicht auf seinen Namen mit einem Versicherungs-
kennzeichen versehen werden.

(7)  Versicherungsschutz besteht mit Ausnahme des Rechts-
schutzes im Vertrags- und Sachenrecht fir den Versicherungs-
nehmer auch bei der Teilnahme am 6ffentlichen Verkehr in seiner
Eigenschaft als

a) Fahrer jedes Fahrzeuges, das weder ihm gehért noch auf ihn
zugelassen oder auf seinen Namen mit einem Versicherungs-
kennzeichen versehen ist,
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b) Fahrgast,
¢) FuBgéanger und
d) Radfahrer.

(8)  Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorge-
schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Flhren des Fahrzeugs be-
rechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit einem
Versicherungskennzeichen versehen sein. Bei VerstoB gegen diese
Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur fur diejenigen Personen,
die von diesem Versto3 ohne Verschulden oder leicht fahrldssig
keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrldssiger Unkenntnis des Ver-
stoBes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt,
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versi-
cherten Person entsprechenden Verhdltnis zu kiirzen. Weist die
versicherte Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlassig
war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versi-
cherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der
Obliegenheit weder fir den Eintritt oder die Feststellung des
Versicherungsfalls noch fir die Feststellung oder den Umfang der
dem Versicherer obliegenden Leistung ursachlich war.

(9) Istin den Féllen der Absatze 1 und 2 seit mindestens sechs
Monaten kein Fahrzeug mehr auf den Versicherungsnehmer
zugelassen und nicht mehr auf seinen Namen mit einem Versiche-
rungskennzeichen versehen, kann der Versicherungsnehmer
unbeschadet seines Rechtes auf Herabsetzung des Beitrages
gemaB 8§ 11 Absatz 2 die Aufhebung des Versicherungsvertrages
mit sofortiger Wirkung verlangen.

(10) Wird ein nach Absatz 3 versichertes Fahrzeug verauBert
oder fallt es auf sonstige Weise weg, besteht Versicherungsschutz
fur das Fahrzeug, das an die Stelle des bisher versicherten Fahr-
zeuges tritt (Folgefahrzeug). Der Rechtsschutz im Vertrags- und
Sachenrecht erstreckt sich in diesen Féllen auf den Vertrag, der
dem tatsdchlichen oder beabsichtigten Erwerb des Fol-
gefahrzeuges zugrunde liegt.

Die VerauBerung oder der sonstige Wegfall des Fahrzeuges ist
dem Versicherer innerhalb von zwei Monaten anzuzeigen und das
Folgefahrzeug zu bezeichnen. Bei VerstoB gegen diese Obliegen-
heiten besteht Rechtsschutz nur, wenn der Versicherungsnehmer
die Anzeige- und Bezeichnungspflicht ohne Verschulden oder
leicht fahrlassig versdumt hat. Bei grob fahrldssigem VerstoB ge-
gen diese Obliegenheiten ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhaltnis zu kirzen. Weist der Versi-
cherungsnehmer nach, dass der Obliegenheitsversto3 nicht grob
fahrlassig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. Der Ver-
sicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder
fur den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch
fur die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer oblie-
genden Leistung ursachlich war.

Wird das Folgefahrzeug bereits vor VerduBerung des versicherten
Fahrzeuges erworben, bleibt dieses bis zu seiner VerduBerung,
langstens jedoch bis zu einem Monat nach dem Erwerb des Fol-
gefahrzeuges ohne zusatzlichen Beitrag mitversichert. Bei Erwerb
eines Fahrzeuges innerhalb eines Monates vor oder innerhalb
eines Monates nach der VerduBerung des versicherten Fahrzeuges
wird vermutet, dass es sich um ein Folgefahrzeug handelt.

§ 21a Verkehrs-Rechtsschutz fiir Nichtselbststindige

(1)  Versicherungsschutz besteht fur den Versicherungsnehmer
und seinen ehelichen, eingetragenen oder im Versicherungsschein
genannten sonstigen Lebenspartner in ihrer Eigenschaft als
Eigentimer oder Halter jedes bei Vertragsabschluss oder wéhrend
der Vertragsdauer auf sie zugelassenen oder auf ihre Namen mit ei-
nem Versicherungskennzeichen versehenen oder als Mieter jedes
von ihnen als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vortibergehenden
Gebrauch gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhangers,
wenn weder der Versicherungsnehmer noch sein mitversicherter
Lebenspartner eine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige
selbststandige Tatigkeit mit einem Gesamtumsatz von mehr als
10.000 EUR - bezogen auf das letzte Kalenderjahr — austiben. Kein
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Versicherungsschutz besteht unabhéngig von der Umsatzhohe flr
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit
einer der vorgenannten selbststdndigen Tatigkeiten.

(2)  Mitversichert sind

a) die minderjdhrigen und die unverheirateten, nicht in einer ein-
getragenen oder sonstigen Lebenspartnerschaft lebenden
volljahrigen Kinder bis zur Vollendung des 30. Lebensjahres,
letztere jedoch langstens bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erst-
malig eine auf Dauer angelegte berufliche Tatigkeit austben
und hierfdr ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten.

O
=

alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und
berechtigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder wahrend
der Vertragsdauer auf den vorgenannten Personenkreis zu-
gelassenen oder auf ihre Namen mit einem Versicherungs-
kennzeichen versehenen oder von diesen als Selbstfahrer-
Vermietfahrzeug zum voriibergehenden Gebrauch gemieteten
Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhdngers.

(3)  Der Versicherungsschutz umfasst:

Schadenersatz-Rechtsschutz (§2a),
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§24d),
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§2e),
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§209),
Straf-Rechtsschutz (§21),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§2))

(4) Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht besteht
auch fir Vertrage, mit denen der Erwerb von Motorfahrzeugen zu
Lande sowie Anhdngern zum nicht nur vortibergehenden Eigen-
gebrauch bezweckt wird, auch wenn diese Fahrzeuge nicht auf
den versicherten Personenkreis zugelassen oder nicht auf deren
Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen werden.

(5)  Es besteht kein Rechtsschutz fir die Wahrnehmung recht-
licher Interessen als Eigentimer, Halter, Erwerber, Mieter und
Leasingnehmer eines Motorfahrzeuges zu Wasser oder in der Luft.

(6)  Versicherungsschutz besteht mit Ausnahme des Rechts-
schutzes im Vertrags- und Sachenrecht flr den Versicherungs-
nehmer, seinen mitversicherten Lebenspartner und die mitversi-
cherten Kinder auch bei der Teilnahme am &ffentlichen Verkehr in
ihrer Eigenschaft als

a) Fahrer jedes Fahrzeuges, das weder ihnen gehért noch auf sie
zugelassen oder auf ihren Namen mit einem Versicherungs-
kennzeichen versehen ist,

b) Fahrgast,
¢) FuBganger und
d) Radfahrer.

(7)  Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorge-
schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Flhren des Fahrzeugs be-
rechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit einem
Versicherungskennzeichen versehen sein. Bei VerstoB gegen diese
Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur flr diejenigen Personen,
die von diesem VerstoB ohne Verschulden oder leicht fahrlassig
keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlassiger Unkenntnis des Ver-
stoBes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt,
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versi-
cherten Person entsprechenden Verhaltnis zu kirzen. Weist die
versicherte Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlassig
war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versi-
cherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der
Obliegenheit weder flr den Eintritt oder die Feststellung des Ver-
sicherungsfalls noch fur die Feststellung oder den Umfang der
dem Versicherer obliegenden Leistung ursachlich war.

(8) Ist seit mindestens sechs Monaten kein Fahrzeug mehr auf
den Versicherungsnehmer, seinen mitversicherten Lebenspartner
und die mitversicherten Kinder zugelassen und nicht mehr auf
deren Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen,
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kann der Versicherungsnehmer die Aufhebung des Versicherungs-
vertrages mit sofortiger Wirkung verlangen. Zeigt der Versiche-
rungsnehmer den Wegfall der Fahrzeuge innerhalb von zwei
Monaten nach Ablauf der Sechsmonatsfrist an, endet der
Versicherungsvertrag mit Ablauf der Sechsmonatsfrist. Geht die
Anzeige spater beim Versicherer ein, endet der Versicherungs-
vertrag mit Eingang der Anzeige.

(9) Haben der Versicherungsnehmer und/oder der mitversi-
cherte Lebenspartner eine gewerbliche, freiberufliche oder sons-
tige selbststandige Tatigkeit mit einem Gesamtumsatz von mehr
als 10.000 EUR im letzten Kalenderjahr aufgenommen oder tber-
steigt der aus einer der vorgenannten selbststandigen Tatigkeit im
letzten Kalenderjahr erzielte Gesamtumsatz den Betrag von
10.000 EUR, wandelt sich der Versicherungsschutz ab dem Eintritt
dieser Umstande in einen solchen nach § 21 Absétze 1, 4, und 6
bis 9 - fur die auf den Versicherungsnehmer zugelassenen oder
auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen
versehenen Fahrzeuge — um. Der Versicherungsnehmer kann
jedoch innerhalb von sechs Monaten nach der Umwandlung die
Beendigung des Versicherungsschutzes verlangen. Verlangt er
diese spater als zwei Monate nach Eintritt der fur die Umwand-
lung des Versicherungsschutzes ursachlichen Tatsachen, endet der
Versicherungsschutz erst mit Eingang der entsprechenden Erkla-
rung des Versicherungsnehmers.

(10) Bei Eingrenzung des Rechtsschutzes auf den Versicherungs-
nehmer als Single gelten folgende Vereinbarungen:

a) Abweichend von Absatz 1 und 2 besteht kein Versicherungs-
schutz fur einen ehelichen, eingetragenen oder sonstigen
Lebenspartner des Versicherungsnehmers sowie deren Kinder
und die Kinder des Versicherungsnehmers.

O
=

Heiratet der Versicherungsnehmer oder geht er eine eingetra-
gene Lebenspartnerschaft ein, erweitert sich der Versiche-
rungsschutz von diesem Zeitpunkt an auf den Ehe- oder
Lebenspartner und die Kinder gemaB Absatz 2 a), wenn die
Heirat oder die eingetragene Lebenspartnerschaft dem Versi-
cherer innerhalb von zwei Monaten angezeigt wird. Erfolgt die
Anzeige spater als zwei Monate nach der Heirat oder der Ein-
tragung der Lebenspartnerschaft, beginnt der Versicherungs-
schutz fir den Ehe- oder Lebenspartner und deren Kinder
gemaB Absatz 2 a) erst mit Eingang der Anzeige beim Versi-
cherer. Von dem Zeitpunkt der Mitversicherung an ist der im
Tarif des Versicherers fur den jeweiligen Versicherungsschutz
von Familien geltende Beitrag zu zahlen.

§ 22 Fahrer-Rechtsschutz

(1) Versicherungsschutz besteht fur die im Versicherungsschein
genannte Person bei der Teilnahme am &ffentlichen Verkehr in
ihrer Eigenschaft als Fahrer jedes Motorfahrzeuges zu Lande, zu
Wasser oder in der Luft sowie Anhédngers (Fahrzeug), das weder
ihr gehdrt noch auf sie zugelassen oder auf ihren Namen mit
einem Versicherungskennzeichen versehen ist. Der Versi-
cherungsschutz besteht auch bei der Teilnahme am &ffentlichen
Verkehr als Fahrgast, FuBgdnger und Radfahrer.

(2)  Unternehmen kénnen den Versicherungsschutz nach
Absatz 1 fur alle Kraftfahrer in Austibung ihrer beruflichen
Tatigkeit fur das Unternehmen vereinbaren. Diese Vereinbarung
kénnen auch Betriebe des Kraftfahrzeughandels und -handwerks,
Fahrschulen und Tankstellen fur alle Betriebsangehdrigen treffen.

(3)  Der Versicherungsschutz umfasst:

nach 8§ 21 Absatze 3, 4, 7, 8 und 10 um. Die Wahrnehmung
rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit dem Erwerb dieses
Motorfahrzeuges zu Lande ist eingeschlossen.

(5)  Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorge-
schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Flhren des Fahrzeugs be-
rechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit einem
Versicherungskennzeichen versehen sein. Bei Verstol3 gegen diese
Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur fir diejenigen Personen,
die von diesem VerstoB ohne Verschulden oder leicht fahrlassig
keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrldssiger Unkenntnis des Ver-
stoBes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt,
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versi-
cherten Person entsprechenden Verhaltnis zu kiirzen. Weist die
versicherte Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlassig
war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Fahrer
nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder fir den
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch fir die
Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden
Leistung ursachlich war.

(6) Hatin den Fallen des Absatzes 1 die im Versicherungs-
schein genannte Person langer als sechs Monate keine Fahrerlaub-
nis mehr, endet der Versicherungsvertrag. Zeigt der Versiche-
rungsnehmer das Fehlen der Fahrerlaubnis spatestens innerhalb
von zwei Monaten nach Ablauf der Sechsmonatsfrist an, endet
der Versicherungsvertrag mit Ablauf der Sechsmonatsfrist. Geht
die Anzeige spater beim Versicherer ein, endet der Versicherungs-
vertrag mit Eingang der Anzeige.

§ 23 Privat-Rechtsschutz fiir Selbststiandige

(1) Versicherungsschutz besteht fur den Versicherungsnehmer
und seinen ehelichen, eingetragenen oder im Versicherungsschein
genannten sonstigen Lebenspartner, wenn einer oder beide eine
gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbststandige Tatigkeit
ausiben,

a) fur den privaten Bereich,

b) fur den beruflichen Bereich in Austibung einer
nichtselbststandigen Tatigkeit.

(2) Mitversichert sind die minderjahrigen und die unverheira-
teten, nicht in einer eingetragenen oder sonstigen Lebenspartner-
schaft lebenden volljahrigen Kinder bis zur Vollendung des 30. Le-
bensjahres, letztere jedoch langstens bis zu dem Zeitpunkt, in dem
sie erstmalig eine auf Dauer angelegte berufliche Tatigkeit
austiben und hierflr ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten.

(3)  Der Versicherungsschutz umfasst:

Schadenersatz-Rechtsschutz (§2a),
Arbeits-Rechtsschutz (§2D),
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d),
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§2e),
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§21),
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§2h),
Straf-Rechtsschutz (§21),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§2)),
Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, (§2k)

Lebenspartnerschafts- und Erbrecht

Schadenersatz-Rechtsschutz (§2a),
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§2e),
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§209),
Straf-Rechtsschutz (§21),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§2))

(4) Wird in den Fallen des Absatzes 1 ein Motorfahrzeug zu
Lande auf die im Versicherungsschein genannte Person zugelassen
oder auf ihren Namen mit einem Versicherungskennzeichen
versehen, wandelt sich der Versicherungsschutz in einen solchen
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(4)  Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung
rechtlicher Interessen als Eigentimer, Halter, Erwerber, Mieter,
Leasingnehmer und Fahrer eines Motorfahrzeuges zu Lande, zu
Wasser oder in der Luft sowie Anhéngers.

(5) Sind der Versicherungsnehmer und/oder der mitversicherte
Lebenspartner nicht mehr gewerblich, freiberuflich oder sonstig
selbststandig tatig oder wird von diesen keine der vorgenannten
Tatigkeiten mit einem Gesamtumsatz von mehr als 10.000 EUR -
bezogen auf das letzte Kalenderjahr — ausgetibt, wandelt sich der

Seite 15 von 26



Versicherungsschutz ab Eintritt dieser Umstande in einen solchen
nach § 25 um.

(6) Bei Eingrenzung des Rechtsschutzes auf den Versicherungs-
nehmer als Single gelten folgende Vereinbarungen:

a) Abweichend von Absatz 1 und 2 besteht kein Versicherungs-
schutz fur einen ehelichen, eingetragenen oder sonstigen
Lebenspartner des Versicherungsnehmers sowie deren Kinder
und die Kinder des Versicherungsnehmers.

o
=

Heiratet der Versicherungsnehmer oder geht er eine eingetra-
gene Lebenspartnerschaft ein, erweitert sich der Versiche-
rungsschutz von diesem Zeitpunkt an auf den Ehe- oder Le-
benspartner und die Kinder gemaB Absatz 2, wenn die Heirat
oder die eingetragene Lebenspartnerschaft dem Versicherer
innerhalb von zwei Monaten angezeigt wird. Erfolgt die
Anzeige spater als zwei Monate nach der Heirat oder der Ein-
tragung der Lebenspartnerschaft, beginnt der Versicherungs-
schutz flr den Ehe- oder Lebenspartner und deren Kinder
gemaB Absatz 2 erst mit Eingang der Anzeige beim Versiche-
rer. Von dem Zeitpunkt der Mitversicherung an ist der im Tarif
des Versicherers fir den jeweiligen Versicherungsschutz von
Familien geltende Beitrag zu zahlen.

§ 24 Berufs-Rechtsschutz fiir Selbststandige, Rechtsschutz
fiir Firmen und Vereine

(1) Versicherungsschutz besteht

a) fur die im Versicherungsschein bezeichnete gewerbliche, frei-
berufliche oder sonstige selbststandige Tatigkeit des Versiche-
rungsnehmers. Mitversichert sind die vom Versicherungs-

2)

a)

Mitversichert sind

alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und
berechtigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder wahrend
der Vertragsdauer auf den Versicherungsnehmer zugelassenen
oder auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen
versehenen oder von ihm als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug
zum vorUbergehenden Gebrauch gemieteten Motorfahrzeuges
zu Lande sowie Anhangers;

die vom Versicherungsnehmer beschéftigten Personen in
Auslbung ihrer beruflichen Tatigkeit fir den Versicherungs-
nehmer; ihnen wird ferner Versicherungsschutz gewdhrt in
ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und berechtigte
Insassen der nicht auf den Versicherungsnehmer zugelassenen
bzw. nicht auf seinen Namen mit Versicherungskennzeichen
versehenen Motorfahrzeuge zu Lande sowie Anhanger, die
sich bei Eintritt des Rechtsschutzfalles in Obhut des Versiche-
rungsnehmers befinden oder in dessen Betrieb voribergehend
benutzt werden.

(3)  Der Versicherungsschutz umfasst:
Schadenersatz-Rechtsschutz (§2a),
Arbeits-Rechtsschutz (8§ 2 b),

(nur fur den Versicherungsnehmer)

Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§2d),
im Zusammenhang mit der Eigenschaft des Versiche-
rungsnehmers als Eigentimer und Halter von Motor-

fahrzeugen zu Lande sowie Anhédngern, jeweils mit

schwarzen Kennzeichen

nehmer beschéaftigten Personen in Ausiibung ihrer beruflichen Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§2e),
Tatigkeit fur den Versicherungsnehmer; Sozialgerichts-Rechtsschutz (829,
b) fur Vereine sowie deren gesetzliche Vertreter, Angestellte und .
o ' S Verwalt -Rechtsschutz in Verkehrssach 29),
Mitglieder, soweit diese im Rahmen der Aufgaben tatig sind, erwaltungsRechtsschutz in Verkenrssachen 529
die ihnen gemaR der Satzung obliegen. Straf-Rechtsschutz (§21),
(2)  Der Versicherungsschutz umfasst: Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§2)),
Schadenersatz-Rechtsschutz (§2a), (4)  Es besteht kein Rechtsschutz fiir die Wahrnehmung
Arbeits-Rechtsschutz (52b), rechtlicher Interessen
(nur fur den Versicherungsnehmer) a) aus Versicherungsvertragen,
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (82e), b) als Eigentlimer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer

i ) eines Motorfahrzeuges zu Wasser oder in der Luft.
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§21),

— (5)  Versicherungsschutz besteht mit Ausnahme des
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (82h), Rechtsschutzes im Vertrags- und Sachenrecht fiir den
Straf-Rechtsschutz (521, Versmherung;nehmer auch bei der Teilnahme am &ffentlichen

Verkehr in seiner Eigenschaft als
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz §2) a) Fahrer jedes Fahrzeuges, das weder ihm gehért noch auf ihn
(3) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung zugglaﬁsen OdEr auf slelgwen Namﬁn rmt enem
rechtlicher Interessen als Eigentimer, Halter, Erwerber, Mieter, Versicherungskennzeichen versehen ist,
Leasingnehmer und Fahrer eines Motorfahrzeuges zu Lande, zu b) Fahrgast,
Wasser oder in der Luft sowie Anhéngers. B
¢) FuBganger und
(4)  Endet der Versicherungsvertrag durch Berufsaufgabe oder d dfah
Tod des Versicherungsnehmers, wird ihm bzw. seinen Erben ) Radfahrer.
Versicherungsschutz auch fur Rechtsschutzfalle gewahrt, die (6)  Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorge-

innerhalb eines Jahres nach der Beendigung des Versicherungs-
vertrags eintreten und im Zusammenhang mit der im Versiche-
rungsschein genannten Eigenschaft des Versicherungsnehmers
stehen.

§ 24a Rechtsschutz fiir das Kraftfahrzeuggewerbe und
Fahrschulen

(1) Ist der Versicherungsnehmer Inhaber eines Betriebes des
Kraftfahrzeughandels oder -handwerks, einer Tankstelle oder
Fahrschule, wird ihm Versicherungsschutz fur die im
Versicherungsschein bezeichnete selbststandige Tatigkeit gewahrt
sowie — auch im privaten Bereich — in seiner Eigenschaft als
Eigentimer, Halter, Insasse, oder Fahrer von Motorfahrzeugen zu
Lande sowie Anhdngern und als Mieter jedes von ihm als
Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vortbergehenden Gebrauch
gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhdngers.
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schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Fihren des Fahrzeugs
berechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit einem
Versicherungskennzeichen versehen sein. Bei Verstol3 gegen diese
Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur fir diejenigen Personen,
die von diesem VerstoB ohne Verschulden oder leicht fahrlassig
keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrldssiger Unkenntnis des
VerstoBBes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt,
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der
versicherten Person entsprechenden Verhaltnis zu kilrzen. Weist
die versicherte Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob
fahrlassig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versi-
cherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der
Obliegenheit weder fir den Eintritt oder die Feststellung des
Versicherungsfalls noch fiir die Feststellung oder den Umfang der
dem Versicherer obliegenden Leistung ursachlich war.
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(7)  Endet der Versicherungsvertrag durch Berufsaufgabe oder
Tod des Versicherungsnehmers, wird ihm bzw. seinen Erben
Versicherungsschutz auch fir Rechtsschutzfalle gewahrt, die
innerhalb eines Jahres nach der Beendigung des Versicherungs-
vertrags eintreten und im Zusammenhang mit der im Versiche-
rungsschein genannten Eigenschaft des Versicherungsnehmers
stehen.

§ 25 Privat- und Berufs-Rechtsschutz fiir Nichtselbst-
stindige

(1) Versicherungsschutz besteht fir den privaten und den
beruflichen Bereich des Versicherungsnehmers und seines
ehelichen, eingetragenen oder im Versicherungsschein genannten
sonstigen Lebenspartners, wenn diese keine gewerbliche,
freiberufliche oder sonstige selbststandige Tatigkeit mit einem
Gesamtumsatz von mehr als 10.000 EUR — bezogen auf das letzte
Kalenderjahr — austiben. Kein Versicherungsschutz besteht
unabhangig von der Umsatzhohe fiir die Wahrnehmung recht-
licher Interessen im Zusammenhang mit einer der vorgenannten
selbststandigen Tatigkeiten.

(2)  Mitversichert sind die minderjdhrigen und die unverhei-
rateten, nicht in einer eingetragenen oder sonstigen Lebenspart-
nerschaft lebenden volljahrigen Kinder bis zur Vollendung des 30.
Lebensjahres, letztere jedoch langstens bis zu dem Zeitpunkt, in
dem sie erstmalig eine auf Dauer angelegte berufliche Tatigkeit
austiben und hierflr ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten.

(3) Der Versicherungsschutz umfasst:

Schadenersatz-Rechtsschutz (§2a),
Arbeits-Rechtsschutz (8 2 b),
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§2d),
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§2e),
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§21),
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (82 h),
Straf-Rechtsschutz (§21),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (82)),
Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, (§2k).

Lebenspartnerschafts- und Erbrecht

(4)  Es kann vereinbart werden, dass der Versicherungsschutz
um die Leistungsart Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), mit Ausnahme
der Wahrnehmung rechtlicher Interessen fur Rentner und Pensio-
ndre aus dem Bereich der betrieblichen Altersversorgung sowie
des Beihilferechtes, reduziert wird.

(5)  Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung
rechtlicher Interessen als Eigentimer, Halter, Erwerber, Mieter,
Leasingnehmer und Fahrer eines Motorfahrzeuges zu Lande, zu
Wasser oder in der Luft sowie Anhédngers.

(6) Haben der Versicherungsnehmer und/oder der mitversicher-
te Lebenspartner eine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige
selbststandige Tatigkeit mit einem Gesamtumsatz von mehr als
10.000 EUR im letzten Kalenderjahr aufgenommen oder tber-
steigt deren aus einer solchen Tatigkeit im letzten Kalenderjahr
erzielter Gesamtumsatz den Betrag von 10.000 EUR, wandelt sich
der Versicherungsschutz ab Eintritt dieser Umstande in einen
solchen nach § 23 um.

(7)  Bei Eingrenzung des Rechtsschutzes auf den Versicherungs-
nehmer als Single gelten folgende Vereinbarungen:

a) Abweichend von Absatz 1 und 2 besteht kein Versicherungs-
schutz flr einen ehelichen, eingetragenen oder sonstigen
Lebenspartner des Versicherungsnehmers sowie deren Kinder
und die Kinder des Versicherungsnehmers.

o
=

Heiratet der Versicherungsnehmer oder geht er eine eingetra-
gene Lebenspartnerschaft ein, erweitert sich der Versiche-
rungsschutz von diesem Zeitpunkt an auf den Ehe- oder Le-
benspartner und die Kinder gemaB Absatz 2, wenn die Heirat
oder die eingetragene Lebenspartnerschaft dem Versicherer
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innerhalb von zwei Monaten angezeigt wird. Erfolgt die
Anzeige spater als zwei Monate nach der Heirat oder der
Eintragung der Lebenspartnerschaft, beginnt der Versiche-
rungsschutz fir den Ehe- oder Lebenspartner und deren
Kinder gemdaB Absatz 2 erst mit Eingang der Anzeige beim
Versicherer. Von dem Zeitpunkt der Mitversicherung an ist der
im Tarif des Versicherers fur den jeweiligen Versicherungs-
schutz von Familien geltende Beitrag zu zahlen.

§ 26 Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz fiir
Nichtselbststandige

(1) Versicherungsschutz besteht fur den privaten und beruf-
lichen Bereich des Versicherungsnehmers und seines ehelichen,
eingetragenen oder im Versicherungsschein genannten sonstigen
Lebenspartners, wenn diese keine gewerbliche, freiberufliche oder
sonstige selbststandige Tatigkeit mit einem Gesamtumsatz von
mehr als 10.000 EUR — bezogen auf das letzte Kalenderjahr -
ausliben. Kein Versicherungsschutz besteht unabhédngig von der
Umsatzhohe fur die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im
Zusammenhang mit einer der vorgenannten selbststandigen
Tatigkeiten.

(2) Mitversichert sind
a) die minderjéhrigen Kinder,

b) die unverheirateten, nicht in einer eingetragenen oder sons-
tigen Lebenspartnerschaft lebenden volljahrigen Kinder bis zur
Vollendung des 30. Lebensjahres, letztere jedoch léangstens bis
zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer ange-
legte berufliche Tatigkeit austiben und hierfir ein leistungs-
bezogenes Entgelt erhalten;

) alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und
berechtigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder wahrend
der Vertragsdauer auf den vorgenannten Personenkreis zu-
gelassenen oder auf deren Namen mit einem Versicherungs-
kennzeichen versehenen oder von diesem Personenkreis als
Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vortibergehenden Gebrauch
gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhdngers.

(3) Der Versicherungsschutz umfasst:

Schadenersatz-Rechtsschutz (§2a),
Arbeits-Rechtsschutz (§2D),
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d),
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§2e),
Sozialgerichts-Rechtsschutz (§21),
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§209),
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),
Straf-Rechtsschutz (§21),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (829,
Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, (8§ 2 k).

Lebenspartnerschafts- und Erbrecht

(4)  Eskann vereinbart werden, dass der Versicherungsschutz
um die Leistungsart Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), mit Ausnahme
der Wahrnehmung rechtlicher Interessen fir Rentner und Pensio-
nare aus dem Bereich der betrieblichen Altersversorgung sowie
des Beihilferechtes, reduziert wird.

(5)  Es besteht kein Rechtsschutz fir die Wahrnehmung recht-
licher Interessen als Eigentimer, Halter, Erwerber, Mieter und
Leasingnehmer eines Motorfahrzeuges zu Wasser oder in der Luft.

(6)  Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die
vorgeschriebene Fahrerlaubnis haben, zum Fihren des Fahrzeugs
berechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit einem
Versicherungskennzeichen versehen sein. Bei Versto3 gegen diese
Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur flr diejenigen Personen,
die von diesem VerstoB ohne Verschulden oder leicht fahrlassig
keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrldssiger Unkenntnis des
VerstoBBes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt,
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seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der
versicherten Person entsprechenden Verhaéltnis zu klrzen. Weist
die versicherte Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob
fahrldssig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die
versicherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung
der Obliegenheit weder fir den Eintritt oder die Feststellung des
Versicherungsfalls noch fiir die Feststellung oder den Umfang der
dem Versicherer obliegenden Leistung ursachlich war.

(7)  Haben der Versicherungsnehmer und/oder der mitversi-
cherte Lebenspartner eine gewerbliche, freiberufliche oder
sonstige selbststandige Tatigkeit mit einem Gesamtumsatz von
mehr als 10.000 EUR im letzten Kalenderjahr aufgenommen oder
Uibersteigt deren aus einer der vorgenannten selbststandigen Ta-
tigkeit im letzten Kalenderjahr erzielter Gesamtumsatz den Betrag
von 10.000 EUR, wandelt sich der Versicherungsschutz ab dem
Eintritt dieser Umstdnde in einen solchen nach § 21 Absatze 1
und 4 bis 9 — fir die auf den Versicherungsnehmer zugelassenen
oder auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen
versehenen Fahrzeuge — und § 23 um. Der Versicherungsnehmer
kann jedoch innerhalb von sechs Monaten nach der Umwandlung
die Beendigung des Versicherungsschutzes nach § 21 verlangen.
Verlangt er diese spéter als zwei Monate nach Eintritt der fur die
Umwandlung des Versicherungsschutzes ursachlichen Tatsachen,
endet der Versicherungsschutz nach § 21 erst mit Eingang der
entsprechenden Erkldrung des Versicherungsnehmers.

(8) Ist seit mindestens sechs Monaten kein Motorfahrzeug zu
Lande und kein Anhanger mehr auf den Versicherungsnehmer,
seinen mitversicherten Lebenspartner oder die mitversicherten
Kinder zugelassen oder auf deren Namen mit einem Versiche-
rungskennzeichen versehen, kann der Versicherungsnehmer
verlangen, dass der Versicherungsschutz in einen solchen nach
§ 25 umgewandelt wird. Eine solche Umwandlung tritt automa-
tisch ein, wenn die gleichen Voraussetzungen vorliegen und der
Versicherungsnehmer, dessen mitversicherter Lebenspartner und
die mitversicherten Kinder zusatzlich keine Fahrerlaubnis mehr
haben. Werden die fur die Umwandlung des Versicherungs-
schutzes ursachlichen Tatsachen dem Versicherer spater als zwei
Monate nach ihrem Eintritt angezeigt, erfolgt die Umwandlung
des Versicherungsschutzes erst ab Eingang der Anzeige.

(9) Bei Eingrenzung des Rechtsschutzes auf den Versicherungs-
nehmer als Single gelten folgende Vereinbarungen:

a) Abweichend von Absatz 1 und 2 a) und b) besteht kein Ver-
sicherungsschutz fiir einen ehelichen, eingetragenen oder
sonstigen Lebenspartner des Versicherungsnehmers sowie
deren Kinder und die Kinder des Versicherungsnehmers.

o
=

Heiratet der Versicherungsnehmer oder geht er eine eingetra-
gene Lebenspartnerschaft ein, erweitert sich der Versiche-
rungsschutz von diesem Zeitpunkt an auf den Ehe- oder Le-
benspartner und die Kinder gemaB Absatz 2 a) und b), wenn
die Heirat oder die eingetragene Lebenspartnerschaft dem
Versicherer innerhalb von zwei Monaten angezeigt wird. Er-
folgt die Anzeige spéter als zwei Monate nach der Heirat oder
der Eintragung der Lebenspartnerschaft, beginnt der Versiche-
rungsschutz flr den Ehe- oder Lebenspartner und deren
Kinder geméaB Absatz 2 a) und b) erst mit Eingang der Anzeige
beim Versicherer. Von dem Zeitpunkt der Mitversicherung an
ist der im Tarif des Versicherers fir den jeweiligen Versi-
cherungsschutz von Familien geltende Beitrag zu zahlen.

§ 27 Landwirtschafts- und Verkehrs-Rechtsschutz

(1)  Versicherungsschutz besteht fiir den beruflichen Bereich
des Versicherungsnehmers als Inhaber des im Versicherungsschein
bezeichneten land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes sowie fur
den privaten Bereich und die Austibung nichtselbststandiger
Tatigkeiten.

(2) Mitversichert sind

a) der eheliche, eingetragene oder der im Versicherungsschein
genannte sonstige Lebenspartner des Versicherungsnehmers,

b) die minderjahrigen Kinder,
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¢) die unverheirateten, nicht in einer eingetragenen oder sons-
tigen Lebensgemeinschaft lebenden volljdhrigen Kinder bis zur
Vollendung des 30. Lebensjahres, letztere jedoch langstens bis
zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer ange-
legte berufliche Tatigkeit austiben und hierfur ein leistungs-
bezogenes Entgelt erhalten,

d) alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und
berechtigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder wahrend
der Vertragsdauer auf den vorgenannten Personenkreis zu-
gelassenen oder auf deren Namen mit einem Versicherungs-
kennzeichen versehenen oder von diesem Personenkreis als
Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vortibergehenden Gebrauch
gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhdngers,

e) die im Versicherungsschein genannten, im Betrieb des Versi-
cherungsnehmers tatigen und dort wohnhaften Mitinhaber
und Hoferben sowie deren eheliche, eingetragene oder im
Versicherungsschein genannte sonstige Lebenspartner und die
Kinder dieser Personen im gleichen Umfang wie die eigenen
Kinder des Versicherungsnehmers und seines mitversicherten
Lebenspartners,

f) die im Versicherungsschein genannten, im Betrieb des Versi-
cherungsnehmers wohnhaften Altenteiler sowie deren
eheliche, eingetragene oder im Versicherungsschein genannte
sonstige Lebenspartner und die Kinder dieser Personen im
gleichen Umfang wie die eigenen Kinder des Versicherungs-
nehmers und seines mitversicherten Lebenspartners,

g) die im land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb beschaftigten
Personen in Austibung ihrer Tatigkeit fir den Betrieb.

(3)  Der Versicherungsschutz umfasst:

Schadenersatz-Rechtsschutz (82 a),
Arbeits-Rechtsschutz (8§2h),
Wohnungs- und Grundstticks-Rechtsschutz fir land- (8§20,

oder forstwirtschaftlich genutzte Grundstticke,
Gebaude oder Gebaudeteile

Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§2e),
Sozialgerichts-Rechtsschutz (8§21,
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§209),
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§2h),
Straf-Rechtsschutz (§21),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§2)),
Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, (§2k).

Lebenspartnerschafts- und Erbrecht

(4)  Soweit es sich nicht um Personenkraft- oder Kombiwagen,
Kraftrader oder land- oder forstwirtschaftlich genutzte Fahrzeuge
handelt, besteht kein Rechtsschutz fir die Wahrnehmung recht-
licher Interessen als Eigentiimer, Halter, Erwerber, Mieter und
Leasingnehmer von Fahrzeugen.

(5)  Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorge-
schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Flhren des Fahrzeugs be-
rechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit einem
Versicherungskennzeichen versehen sein. Bei VerstoB gegen diese
Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur fur diejenigen Personen,
die von diesem Versto3 ohne Verschulden oder leicht fahrlassig
keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlassiger Unkenntnis des Ver-
stoBes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, sei-
ne Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versicher-
ten Person entsprechenden Verhéltnis zu kirzen. Weist die versi-
cherte Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlassig
war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versi-
cherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der
Obliegenheit weder fir den Eintritt oder die Feststellung des
Versicherungsfalls noch fur die Feststellung oder den Umfang der
dem Versicherer obliegenden Leistung ursachlich war.
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§ 28 Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz fiir
Selbststandige

(1) Versicherungsschutz besteht

a) fur die im Versicherungsschein bezeichnete gewerbliche,
freiberufliche oder sonstige selbststandige Tatigkeit des
Versicherungsnehmers.

b) fir den Versicherungsnehmer oder eine im Versicherungs-
schein genannte Person auch im privaten Bereich und fur die
Ausibung nichtselbststandiger Tatigkeiten.

(2) Mitversichert sind

a) der eheliche, eingetragene oder der im Versicherungsschein
genannte sonstige Lebenspartner des Versicherungsnehmers
oder der gemaB Absatz 1 b) genannten Person;

o
=

die minderjahrigen Kinder;

¢) die unverheirateten, nicht in einer eingetragenen oder sons-
tigen Lebenspartnerschaft lebenden volljahrigen Kinder bis zur
Vollendung des 30. Lebensjahres, jedoch langstens bis zu dem
Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer angelegte be-
rufliche Tatigkeit ausiben und hierfir ein leistungsbezogenes
Entgelt erhalten;

o
=

alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und
berechtigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder wahrend
der Vertragsdauer auf den vorgenannten Personenkreis zu-
gelassenen oder auf deren Namen mit einem Versicherungs-
kennzeichen versehenen oder von diesem Personenkreis als
Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vortibergehenden Gebrauch
gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhéngers;

e) die vom Versicherungsnehmer beschaftigten Personen in Aus-
Ubung ihrer beruflichen Tatigkeit fir den Versicherungsnehmer.

(3)  Der Versicherungsschutz umfasst:

Schadenersatz-Rechtsschutz (§2a),
Arbeits-Rechtsschutz (§2h),
Wohnungs- und Grundstticks-Rechtsschutz (§20),

fur den Versicherungsnehmer in seiner Eigenschaft

als Eigentiimer, Mieter oder Nutzungsberechtigter

einer im Versicherungsschein bezeichneten selbst
bewohnten Wohneinheit und einer selbst genutzten
Gewerbeeinheit bis zu einer Jahrespacht/-miete von
60.000 EUR; der Wohneinheit zuzurechnende

selbst genutzte Garagen oder Kraftfahrzeug-Abstellplatze
sind eingeschlossen,

Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§2 d),
fur den privaten Bereich, die Austibung

nichtselbststandiger Tatigkeiten und im Zusammenhang ,

mit der Eigenschaft als Eigentlimer, Halter, Erwerber,

Mieter und Leasingnehmer von Motorfahrzeugen zu

Lande sowie Anhangern,

Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§2e),
Sozialgerichts-Rechtsschutz (8 21),
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§209),
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (82 h),
Straf-Rechtsschutz (§21),
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (82)),
Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, (8 2 k).

Lebenspartnerschafts- und Erbrecht

(4) Der Wohnungs- und Grundstticks-Rechtsschutz fur das
gewerblich selbst genutzte Objekt des Versicherungsnehmers als
Eigentiimer, Mieter, Pachter oder Nutzungsberechtigter kann
ausgeschlossen werden.

(5)  Der Versicherungsschutz fir die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen als Eigentlimer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasing-
nehmer und Fahrer von Motorfahrzeugen zu Lande sowie
Anhanger kann ausgeschlossen werden.
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(6)  Es besteht kein Rechtsschutz fur die Wahrnehmung recht-
licher Interessen als Eigentimer, Halter, Erwerber, Mieter und
Leasingnehmer eines Motorfahrzeuges zu Wasser oder in der Luft.

(7)  Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorge-
schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Fihren des Fahrzeugs be-
rechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit einem
Versicherungskennzeichen versehen sein. Bei Verstol3 gegen diese
Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur fir diejenigen Personen,
die von diesem VerstoB ohne Verschulden oder leicht fahrlassig
keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrldssiger Unkenntnis des Ver-
stoBBes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt,
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versi-
cherten Person entsprechenden Verhaltnis zu kiirzen. Weist die
versicherte Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlassig
war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versi-
cherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der
Obliegenheit weder fir den Eintritt oder die Feststellung des Versi-
cherungsfalls noch fir die Feststellung oder den Umfang der dem
Versicherer obliegenden Leistung urséchlich war.

(8)  Endet der Versicherungsvertrag durch Berufsaufgabe oder
Tod des Versicherungsnehmers, wird ihm bzw. seinen Erben Versi-
cherungsschutz auch flr Rechtsschutzfélle gewahrt, die innerhalb
eines Jahres nach der Beendigung des Versicherungsvertrags
eintreten und im Zusammenhang mit der im Versicherungsschein
genannten Eigenschaft des Versicherungsnehmers stehen.

§ 29 Rechtsschutz fiir Eigentiimer und Mieter von
Wohnungen und Grundstiicken

(1)  Versicherungsschutz besteht fur den Versicherungsnehmer
in seiner im Versicherungsschein bezeichneten Eigenschaft als

a
b
¢) Verpachter,
d)

e) Pachter,

) Eigentimer
)

Vermieter,
Mieter,

f) Nutzungsberechtigter

von Grundstlcken, Gebduden oder Gebadudeteilen, die im Versiche-
rungsschein bezeichnet sind. Einer Wohneinheit zuzurechnende
Garagen oder Kraftfahrzeug-Abstellplatze sind eingeschlossen.

(2)  Der Versicherungsschutz umfasst:
Wohnungs- und Grundstiicks-Rechtsschutz (§2c),

Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§82e).

§ 30 SecJura-Plus fur §§ 23, 25, 26 und 27

Der Privat-Rechtsschutz fiir Selbststandige (§ 23), Privat- und
Berufs-Rechtsschutz fur Nichtselbststéandige (§ 25), Privat-, Berufs-
und Verkehrs-Rechtsschutz fur Nichtselbststandige (§ 26) sowie
Landwirtschafts- und Verkehrs-Rechtsschutz (§ 27) kann wie folgt
erweitert werden (SecJura-Plus):

(1)  Erweiterte Weltdeckung

Erweiternd zu § 6 Absatz 2 Gbernimmt der Versicherer auBerhalb
des Geltungsbereiches des § 6 Absatz 1 die Kosten nach § 5
Absatz 1 bis zu einem Hochstbetrag von 50.000 EUR bei Rechts-
schutzféllen, die dort wahrend eines langstens einjahrigen
Aufenthaltes (privat oder beruflich) eintreten. Insoweit besteht
kein Rechtsschutz

— fir die Interessenwahrnehmung im Zusammenhang mit dem
Erwerb oder der VerauBerung von dinglichen Rechten oder
Teilzeitnutzungsrechten (Timesharing) an Grundsticken,
Gebaduden oder Gebdudeteilen.

— im Zusammenhang mit einer selbststandigen oder freiberuf-
lichen Tatigkeit.
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(2) Volljahrige Kinder

Erweiternd zu § 23 Absatz 2, § 25Absatz 2, § 26 Absatz 2 b) und §
27 Absatz 2 ¢) sind unverheiratete, nicht in einer eingetragenen
oder sonstigen Lebenspartnerschaft lebenden volljghrigen Kinder
ohne Altersbegrenzung mitversichert, jedoch langstens bis zu dem
Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer angelegte Berufsta-
tigkeit austiben und hierfir ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten.

(3)  Erweiterter versicherter Personenkreis

In Ergdnzung zu § 23 Absatz 2, § 25 Absatz 2, § 26 Absatz 2,
und § 27 Absatz 2 wird der versicherte Personenkreis erweitert
auf alleinstehende, nicht berufstatige Eltern, GroBeltern sowie
Geschwister des Versicherungsnehmers und dessen ehelichen/ein-
getragenen oder im Versicherungsschein genannten sonstigen
Lebenspartner, soweit diese in hauslicher Gemeinschaft mit dem
Versicherungsnehmer und dessen ehelichen/eingetragenen oder
im Versicherungsschein genannten sonstigen Lebenspartner leben
und dort mit Erstwohnsitz gemeldet sind.

Der erweiterte versicherte Personenkreis gilt nicht, wenn der Versi-
cherungsschutz gemaB § 23 Absatz 6, § 25 Absatz 7 und § 26
Absatz 9 auf den Versicherungsnehmer begrenzt wurde.

(4)  Arbeits-Rechtsschutz gegeniiber Haushaltshilfen

In den Leistungsarten Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b) und Sozialge-
richts-Rechtsschutz (§ 2 f) besteht auch Versicherungsschutz fur
den Versicherungsnehmer in seiner Eigenschaft als Arbeitgeber in
hauswirtschaftlichen Beschaftigungsverhaltnissen.

(5) Internet-Vertrags-Rechtsschutz

Wird ein Vertrag Uber das Internet abgeschlossen (Internet-Vertrag),
so umfasst der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d)
abweichend von § 6 Absatz 2 die Wahrnehmung rechtlicher Inte-
ressen weltweit und ohne zeitliche Begrenzung bis zu einem Hochst-
betrag von 30.000 EUR, soweit kein Zusammenhang besteht mit

— dem Erwerb oder der VerduBerung von dinglichen Rechten
oder Teilnutzungsrechten an Grundstticken, Gebauden oder
Gebaudeteilen,

— rassistischen, extremistischen, pornografischen oder sonst
sittenwidrigen Angeboten, AuBerungen oder Darstellungen,

— einer selbststandigen oder freiberuflichen Tatigkeit.

(6)  Erweiterter Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts-
und Erbrecht

Hangt der Rat oder die Auskunft in der Leistungsart Beratungs-
Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht

(§ 2 k) mit einer anderen auBergerichtlichen, geblhrenpflichtigen
Tatigkeit des Rechtsanwaltes zusammen und erfolgt diese nicht in
einer Scheidungs- oder Scheidungsfolgeangelegenheit, so tragt
der Versicherer die gesetzliche Vergltung des Rechtsanwaltes bis
héchstens 500 EUR fur Beratung und Tatigkeit insgesamt.

(7)  Verwaltungsgerichts-Rechtsschutz

In Erweiterung zu § 2 g) wird Kostenschutz gewahrt fur die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen im privaten Bereich vor deutschen
Verwaltungsgerichten. Im Zusammenhang mit der Vergabe von
Studienplétzen sind bis zu zwei Verfahren je Semester versichert.

(8) Rechtsschutz fur Opfer von Gewaltstraftaten

Der Versicherungsschutz wird erweitert flr die nach §§ 23, 25,
26, 27 und 30 Absatz 2 und Absatz 3 versicherten Personen um
den Rechtsschutz fur Opfer von Gewaltstraftaten

a) fur den Anschluss des Versicherten an eine vor einem deut-
schen Strafgericht erhobene &ffentliche Klage als Nebenklager,
wenn die versicherte Person im privaten Bereich durch eine
rechtswidrige Tat nach den

- 88174,174a,174b,174 ¢, 176,176 3, 176 b, 177, 178,
179, 180, 180 b, 181, 182 Strafgesetzbuch (StGB) — Straf-
taten gegen die sexuelle Selbstbestimmung — verletzt ist;

- 88221, 223,224, 225, 226, 229, 340 StGB - Straftaten
gegen die korperliche Unversehrtheit — verletzt ist. Ist die
versicherte Person durch die rechtswidrige Tat nach 8§ 223,
224, 229, oder 340 StGB verletzt, besteht Rechtsschutz nur
dann, wenn die Wahrnehmung ihrer rechtlichen Interessen
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aus besonderen Griinden, namentlich wegen der schweren
Folgen der Tat (z. B. einer schwerwiegenden
Gesundheitsschadigung) geboten erscheint;

- 88234,234 a, 235,239 Absédtze 3und 4, 239 3,239 b
StGB — Straftaten gegen die personliche Freiheit — verletzt
ist;

— §8§ 211 (Mord) oder 212 (Totschlag) StGB betroffen ist.

b) Der Rechtsschutz umfasst ferner auch die Tatigkeit eines
Rechtsanwaltes als Verletztenbeistand fir die versicherte
Person, wenn diese durch eine rechtswidrige Tat nach § 30
Absatz 8 a) verletzt ist.

¢) Vom Rechtsschutz erfasst wird weiter die Wahrnehmung
rechtlicher Interessen des Versicherten in nicht vermdgens-
rechtlichen Angelegenheiten im Rahmen des sogenannten
Tater-Opfer-Ausgleiches.

o
=

Ist die nebenklageberechtigte versicherte Person durch eine
Straftat nach § 30 Absatz 8 a) verletzt und hat sie dauerhafte
Korperschaden erlitten, erhalt sie abweichend von § 2 f)
Rechtsschutz auch fur die auBergerichtliche Geltendmachung
von Anspriichen nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) und dem
Opferentschadigungsgesetz (OEG) (Versorgungs-Rechtsschutz).

Ist ein Versicherter durch eine Straftat nach § 30 Absatz 8 a)
getotet worden, besteht Rechtsschutz ausschlieBlich fir dessen
Ehegatten oder eine andere Person aus dem Kreis seiner
Kinder, Eltern und Geschwister fir die rechtliche Interessen-
wahrnehmung eines Rechtsanwaltes als Nebenklagervertreter,
wenn diese Person insoweit als Nebenkldger vor einem
deutschen Strafgericht zugelassen werden kann.

&

f) Der Rechtschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen als Eigentimer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasing-
nehmer und Fahrer von Motorfahrzeugen und Anhéngern.

(9) Rechtsschutz fur Eigentimer und Mieter von Wohnungen
und Grundstticken fur alle selbst genutzten Wohneinheiten im
Inland

Der Versicherungsschutz umfasst den Rechtsschutz fiir Eigen-
timer und Mieter von Wohnungen und Grundstlicken geméal3 §
29 fiur den Versicherungsnehmer und dessen ehelichen/einge-
tragenen oder sonstigen im Versicherungsschein genannten Le-
benspartner in ihrer Eigenschaft als Eigentimer, Mieter, Pachter,
Nutzungsberechtigter aller ausschlieBlich fir private Zwecke selbst
genutzten Wohneinheiten im Inland.

(10) Wasser- und Luftfahrzeuge

Erweiternd zu § 26 Absatz 5 und § 27 Absatz 4 umfasst der Versi-
cherungsschutz auch die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als
Eigentimer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer eines
ausschlieBlich fur private Zwecke selbst genutzten Motorfahrzeuges
zu Wasser oder in der Luft bis zu einem Neuwert von 150.000 EUR.

Wird der Versicherungsschutz geméaB § 26 Absatz 9 auf den Versi-
cherungsnehmer begrenzt, gilt diese Erweiterung des Versiche-
rungsschutzes nur fir den Versicherungsnehmer als Eigentiimer,
Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer eines ausschlieBlich
fur private Zwecke selbst genutzten Motorfahrzeuges zu Wasser
oder in der Luft bis zu einem Neuwert von 150.000 EUR.

§ 31 Gewerbe-Kombi Plus fiir § 28

Der Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz fur Selbststandige
(§ 28) kann wie folgt erweitert werden (Gewerbe-Plus):

(1)  Erweiterte Weltdeckung fur den privaten Bereich

Erweiternd zu § 6 Absatz 2 Ubernimmt der Versicherer auBerhalb
des Geltungsbereiches des § 6 Absatz 1 die Kosten nach § 5
Absatz 1 bis zu einem Hochstbetrag von 50.000 EUR bei Rechts-
schutzféllen, die dort wahrend eines ldngstens einjéhrigen Aufent-
haltes (privat oder beruflich) eintreten. Insoweit besteht kein
Rechtsschutz

— fur die Interessenwahrnehmung im Zusammenhang mit dem
Erwerb oder der VerauBerung von dinglichen Rechten oder
Teilzeitnutzungsrechten (Timesharing) an Grundstlcken,
Gebduden oder Geb&dudeteilen.
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— im Zusammenhang mit einer selbststandigen oder freiberuf-
lichen Tatigkeit.

(2) Volljghrige Kinder

Erweiternd zu § 28 Absatz 2 ¢) sind unverheiratete, nicht in einer
eingetragenen oder sonstigen Lebenspartnerschaft lebenden
volljahrigen Kinder des Versicherungsnehmers bzw. einer im
Versicherungsschein genannten Person und deren ehelichen/ein-
getragenen oder im Versicherungsschein genannten sonstigen
Lebenspartnern ohne Altersbegrenzung mitversichert, jedoch
langstens bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf
Dauer angelegte Berufstatigkeit austiben und hierfir ein
leistungsbezogenes Entgelt erhalten.

(3)  Erweiterter versicherter Personenkreis

In Ergénzung zu § 28 Absatz 2 wird der versicherte Personenkreis
erweitert auf alleinstehende, nicht berufstatige Eltern, GroBeltern
sowie Geschwister des Versicherungsnehmers bzw. einer im
Versicherungsschein genannten Person und deren ehelichen/ein-
getragenen oder im Versicherungsschein genannten sonstigen
Lebenspartner, soweit Eltern, GroBeltern und Geschwister in haus-
licher Gemeinschaft mit dem Versicherungsnehmer bzw. einer im
Versicherungsschein genannten Person und deren ehelichen/ein-
getragenen oder im Versicherungsschein genannten sonstigen
Lebenspartner leben und dort mit Erstwohnsitz gemeldet sind.

(4)  Arbeits-Rechtsschutz gegendiber Haushaltshilfen

In den Leistungsarten Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b) und Sozial-
gerichts-Rechtsschutz (§ 2 f) besteht auch Versicherungsschutz im
privaten Bereich fir den Versicherungsnehmer bzw. einer im
Versicherungsschein genannten Person in der Eigenschaft als
Arbeitgeber in hauswirtschaftlichen Beschaftigungsverhaltnissen.

(5)  Internet-Vertrags-Rechtsschutz fir den privaten Bereich

Wird ein Vertrag Uber das Internet abgeschlossen (Internet-Ver-
trag), so umfasst der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht
(§ 2 d) abweichend von § 6 Absatz 2 die Wahrnehmung
rechtlicher Interessen weltweit und ohne zeitliche Begrenzung bis
zu einem Héchstbetrag von 30.000 EUR, soweit kein
Zusammenhang besteht mit

— dem Erwerb oder der VerauBerung von dinglichen Rechten
oder Teilnutzungsrechten an Grundstlicken, Gebduden oder
Gebaudeteilen,

— rassistischen, extremistischen, pornografischen oder sonst
sittenwidrigen Angeboten, AuBerungen oder Darstellungen,

— einer selbststandigen oder freiberuflichen Tatigkeit.

(6)  Erweiterter Rechtsschutz im Familien-, Lebenspart-
nerschafts- und Erbrecht

Hangt der Rat oder die Auskunft in der Leistungsart Beratungs-
Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht

(§ 2 k) mit einer anderen auBergerichtlichen, gebihrenpflichtigen
Tatigkeit des Rechtsanwaltes zusammen und erfolgt diese nicht in
einer Scheidungs- oder Scheidungsfolgeangelegenheit, so tragt
der Versicherer die gesetzliche Vergltung des Rechtsanwaltes bis
hochstens 500 EUR fiir Beratung und Tatigkeit insgesamt.

(7)  Verwaltungsgerichts-Rechtsschutz

In Erweiterung zu § 2 g) wird Kostenschutz gewahrt fur die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen im privaten Bereich vor deutschen
Verwaltungsgerichten. Im Zusammenhang mit der Vergabe von
Studienplatzen sind bis zu zwei Verfahren je Semester versichert.

(8) Rechtsschutz fur Opfer von Gewaltstraftaten

Der Versicherungsschutz wird erweitert fur die nach § 28 Absatz 1
b); 2 a), b), ¢) und § 31 Absatz 2 und Absatz 3 versicherten
Personen um den Rechtsschutz fir Opfer von Gewaltstraftaten

a) fur den Anschluss des Versicherten an eine vor einem
deutschen Strafgericht erhobene &ffentliche Klage als
Nebenklager, wenn die versicherte Person im privaten Bereich
durch eine rechtswidrige Tat nach den

— 8§8174,174a,174b,174 ¢, 176,176 3, 176 b, 177, 178,
179, 180, 180 b, 181, 182 Strafgesetzbuch (StGB) — Straf-
taten gegen die sexuelle Selbstbestimmung — verletzt ist;
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- 88221,223, 224, 225, 226, 229, 340 StGB - Straftaten
gegen die korperliche Unversehrtheit — verletzt ist. Ist die
versicherte Person durch die rechtswidrige Tat nach 8§ 223,
224, 229 oder 340 StGB verletzt, besteht Rechtsschutz nur
dann, wenn die Wahrnehmung ihrer rechtlichen Interessen
aus besonderen Grinden, namentlich wegen der schweren
Folgen der Tat (z. B. einer schwerwiegenden Gesundheits-
schadigung) geboten erscheint;

— §8234,234 3, 235, 239 Absatze 3und 4, 239 a, 239 b
StGB - Straftaten gegen die personliche Freiheit — verletzt ist;

— 8§ 211 (Mord) oder 212 (Totschlag) StGB betroffen ist.

o
~

Der Rechtsschutz umfasst ferner auch die Tatigkeit eines
Rechtsanwaltes als Verletztenbeistand fir die versicherte
Person, wenn diese durch eine rechtswidrige Tat nach § 31
Absatz 8 a) verletzt ist.

¢) Vom Rechtsschutz erfasst wird weiter die Wahrnehmung
rechtlicher Interessen des Versicherten in nicht
vermdgensrechtlichen Angelegenheiten im Rahmen des
sogenannten Tater-Opfer-Ausgleiches.

o
=

Ist die nebenklageberechtigte versicherte Person durch eine
Straftat nach § 31 Absatz 8 a) verletzt und hat sie dauerhafte
Kérperschaden erlitten, erhdlt sie abweichend von § 2 f)
Rechtsschutz auch fir die auBergerichtliche Geltendmachung
von Ansprichen nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) und dem
Opferentschadigungsgesetz (OEG) (Versorgungs-Rechtsschutz).

Ist ein Versicherter durch eine Straftat nach § 31 Absatz 8 a)
getGtet worden, besteht Rechtsschutz ausschlieBlich fir dessen
Ehegatten oder eine andere Person aus dem Kreis seiner
Kinder, Eltern und Geschwister fir die rechtliche Interessen-
wahrnehmung eines Rechtsanwaltes als Nebenklagervertreter,
wenn diese Person insoweit als Nebenklager vor einem
deutschen Strafgericht zugelassen werden kann.

)
~

f) Der Rechtschutz umfasst nicht die Wahrnehmung
rechtlicher Interessen als Eigentlimer, Halter, Erwerber, Mieter,
Leasingnehmer und Fahrer von Motorfahrzeugen und Anhangern.

(9) Rechtsschutz fur Eigentimer und Mieter von Wohnungen
und Grundstlcken fur alle selbst genutzten Wohneinheiten im
Inland

Der Versicherungsschutz umfasst den Rechtsschutz fur Eigenti-
mer und Mieter von Wohnungen und Grundsticken gemaB § 29
fur den Versicherungsnehmer bzw. einer im Versicherungsschein
genannten Person und deren ehelichen/eingetragenen oder im
Versicherungsschein genannten sonstigen Lebenspartner in ihrer
Eigenschaft als Eigentimer, Mieter, Pachter, Nutzungsberechtigter
aller ausschlieBlich fur private Zwecke selbst genutzten Wohnein-
heiten im Inland.

(10) Wasser- und Luftfahrzeuge

Soweit der Verkehrs-Rechtsschutz gemaB § 28 Absatz 5 nicht
ausgeschlossen wurde, umfasst der Versicherungsschutz erwei-
ternd zu § 28 Absatz 6 auch die Wahrnehmung rechtlicher Inte-
ressen als Eigentlimer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasing-
nehmer eines ausschlieBlich fur private Zwecke selbst genutzten
Motorfahrzeuges zu Wasser oder in der Luft bis zu einem
Neuwert von 150.000 EUR.

(11) Wohnungs- und Grundstlicks-Rechtsschutz fir Gewerbe-
einheiten

Soweit der Wohnungs- und Grundstticks-Rechtsschutz fur das
gewerblich selbst genutzte Objekt nach § 28 Absatz 4 nicht
ausgeschlossen wurde, sind alle vom Versicherungsnehmer als
Eigentimer, Mieter, Pachter oder dinglich Nutzungsberechtigter
gewerblich selbst genutzte Objekte bis zu einer Jahresmiete/
-pacht von insgesamt 120.000 EUR mitversichert.

(12) Vertrags-Rechtsschutz fiir Hilfsgeschafte von Selbststandigen

a) Der Versicherungsschutz wird auf den Rechtsschutz im Ver-
trags- und Sachenrecht gemaB § 2 d) fur die Wahrnehmung
rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen Vertragen, die in
unmittelbarem Zusammenhang mit den Bro-, Praxis-, Be-
triebs- und Werkstattrdumen des Versicherungsnehmers und
ihrer Einrichtung stehen (Hilfsgeschéfte), ausgedehnt.
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o
=

Kein Rechtsschutz besteht tiber die Ausschliisse von § 3 hinaus

fir die Wahrnehmung rechtlicher Interessen

(13)

aus Versicherungsvertragen mit Ausnahme personenbezo-
gener Versicherungsvertrage und solchen, die sich auf die
Buroeinrichtung beziehen;

aus dem Bereich des Handelsvertreter- und Maklerrechtes;

aus schuldrechtlichen Vertrdgen, die nicht bloBe Hilfsge-
schafte zur eigentlichen Tatigkeit des Betriebes oder der
Berufsausibung sind, wie z. B. Erwerb oder Reparaturen
von Produktionsmaschinen.

Es besteht ferner kein Rechtsschutz fur die Wahrnehmung
rechtlicher Interessen aus Vertragen iber Motorfahrzeuge
zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhanger.

Daten-Rechtsschutz

Ergdnzend zu § 28 Absatz 3 umfasst der Versicherungsschutz
auch die gerichtliche Abwehr von Anspriichen Betroffener nach
dem Bundesdatenschutzgesetz auf Auskunft, Sperrung oder
L6éschung und fur die Verteidigung in Verfahren wegen des Vor-
wurfes einer Straftat gem. § 43 Bundesdatenschutzgesetz. Wird
rechtskraftig festgestellt, dass der Versicherte das Vergehen
vorsatzlich begangen hat, ist er verpflichtet, dem Versicherer die
Kosten zu erstatten, die dieser fur die Verteidigung wegen des
Vorwurfs vorsatzlichen Verhaltens getragen hat.
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Sonstige Vereinbarungen
zur Rechtsschutzversicherung
zum Zurich Maklerkonzept Privatkunden

Im Rahmen des vereinbarten Zurich Maklerkonzept
Privatkunden 04/07 sind folgende Zusatzleistungen
mitversichert:

- Kosten eines im Ausland fur die Wahrnehmung der rechtlichen
Interessen des Versicherungsnehmers erforderlichen
Dolmetschers

— Vermieter-Rechtsschutz fur eine ( 1) Einliegerwohnung im
selbst bewohnten Einfamilienhaus oder einer Wohnung im
selbst bewohnten Zweifamilienhaus

— Ein Beratungsgesprach vor Ort, z. B. Krankenhaus, wenn der
Versicherungsnehmer aufgrund von Krankheiten oder
Pflegebedurftigkeit in seiner Mobilitat eingeschrankt ist

— Abweichend von § 5 (1) ARB tragt der Versicherer die
Gebuhren fir ein erstes Beratungsgesprach bis zu 250 EUR

— Abweichend von § 30 ( 5) ARB gilt ein Héchstbetrag von
50.000 EUR

Bei alleinigem Abschluss des Verkehrs-Rechtsschutz fur Nicht-
selbststandige und/oder des Rechtsschutz fur Eigentimer von
Wohnungen und Grundstiicken gelten diese Zusatzleistungen
nicht.
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Merkblatt zur
Datenverarbeitung

Vorbemerkung

Versicherungen kénnen heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe
der elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfillen. Nur so las-
sen sich Vertragsverhaltnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich
abwickeln; auch bietet die EDV einen besseren Schutz der Versi-
chertengemeinschaft vor missbrauchlichen Handlungen als die
bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns be-
kannt gegebenen Daten zu lhrer Person wird durch das Bundes-
datenschutzgesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die Datenverar-
beitung und -nutzung zuldssig, wenn das BDSG oder eine ande-
re Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn der Betroffene einge-
willigt hat. Das BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und
-nutzung stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung
eines Vertragsverhaltnisses oder vertragsahnlichen Vertrauens-
verhaltnisses geschieht oder soweit es zur Wahrung berechtigter
Interessen der verantwortlichen Stelle erforderlich ist und kein
Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwdirdige Inte-
resse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder
Nutzung Uberwiegt.

Einwilligungserklarung

Unabhangig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interes-
senabwagung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage
flr die Datenverarbeitung ist in hrem Versicherungsantrag eine
Einwilligungserklarung nach dem BDSG aufgenommen worden.
Diese gilt Gber die Beendigung des Versicherungsvertrages hin-
aus, endet jedoch — auBBer in der Lebens- und Unfallversiche-
rung — schon mit Ablehnung des Antrags oder durch lhren je-
derzeit moglichen Widerruf. Wird die Einwilligungserklarung bei
Antragstellung ganz oder teilweise gestrichen, kommt es unter
Umstanden nicht zu einem Vertragsabschluss. Trotz Widerruf
oder ganz bzw. teilweise gestrichener Einwilligungserklarung
kann eine Datenverarbeitung und -nutzung in dem begrenzten
gesetzlich zuldssigen Rahmen, wie in der Vorbemerkung be-
schrieben, erfolgen.

Schweigepflichtentbindungserklarung

Daneben setzt auch die Ubermittlung von Daten, die — wie z. B.
beim Arzt — einem Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle
Erlaubnis des Betroffenen (Schweigepflichtentbindung) voraus.
In der Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung (Personenver-
sicherung) ist daher im Antrag auch eine Schweigepflichtentbin-
dungsklausel enthalten.

Im Folgenden wollen wir lhnen einige wesentliche Beispiele flr
die Datenverarbeitung und -nutzung nennen.

1. Datenspeicherung bei lhrem Versicherer

Wir speichern Daten, die fir den Versicherungsvertrag notwen-
dig sind. Das sind zunachst Ihre Angaben im Antrag (Antrags-
daten). Weiter werden zum Vertrag versicherungstechnische
Daten, wie Kundennummer (Partnernummer), Versicherungs-
nummer, Versicherungssumme, Versicherungsdauer, Beitrag,
Bankverbindung sowie erforderlichenfalls die Angaben eines
Dritten, z. B. eines Vermittlers, eines Sachverstandigen oder
eines Arztes, geflihrt (Vertragsdaten). Bei einem Versicherungs-
fall speichern wir Ihre Angaben zum Schaden und ggf. auch An-
gaben von Dritten, wie z. B. den vom Arzt ermittelten Grad der
Berufsunfahigkeit, die Feststellung Ihrer Reparaturwerkstatt Gber
einen Kfz-Totalschaden oder bei Ablauf einer Lebensversiche-
rung den Auszahlungsbetrag (Leistungsdaten).
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2. Dateniibermittlung an Riickversicherer

Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer
stets auf einen Ausgleich der von ihm tbernommenen Risiken
achten. Deshalb geben wir in vielen Féllen einen Teil der Risiken
an Rickversicherer im In- und Ausland ab. Diese Riickversicherer
benotigen ebenfalls entsprechende versicherungstechnische An-
gaben von uns, wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Ver-
sicherungsschutzes und des Risikos und Risikozuschlags, sowie
im Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit Rickversicherer bei
der Risiko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden ihnen
auch die dafir erforderlichen Unterlagen zur Verfiigung gestellt.
In einigen Fallen bedienen sich die Rlckversicherer weiterer
Ruckversicherer, denen sie ebenfalls entsprechende Daten Uber-
geben.

3. Dateniibermittlung an andere Versicherer

Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei
Antragstellung, jeder Vertragsanderung und im Schadenfall dem
Versicherer alle flr die Einschatzung des Wagnisses und die
Schadensabwicklung wichtigen Umstande anzugeben. Hierzu
gehdren z. B. frihere Krankheiten und Versicherungsfalle oder
Mitteilungen Uber gleichartige andere Versicherungen (bean-
tragte, bestehende, abgelehnte oder gekiindigte). Um Versiche-
rungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Widerspriiche in den
Angaben des Versicherten aufzukldren oder um Liicken bei den
Feststellungen zum entstandenen Schaden zu schlieBen, kann es
erforderlich sein, andere Versicherer um Auskunft zu bitten oder
entsprechende Auskinfte auf Anfragen zu erteilen.

Auch sonst bedarf es in bestimmten Fallen (Mehrfachversiche-
rungen, gesetzlicher Forderungsiibergang sowie bei Teilungsab-
kommen) eines Austausches von personenbezogenen Daten
unter den Versicherern. Dabei werden Daten des Betroffenen
weitergegeben, wie Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art
des Versicherungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum
Schaden, wie Schadenhéhe und Schadentag.

4. Zentrale Hinweissysteme

Bei Prifung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwen-
dig sein, zur Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklarung des
Sachverhalts oder zur Verhinderung von Versicherungsmiss-
brauch Anfragen an den zustandigen Fachverband bzw. an
andere Versicherer zu richten oder auch entsprechende Anfra-
gen anderer Versicherer zu beantworten. Dazu bestehen beim
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e. V.
zentrale Hinweissysteme. Die Aufnahme in diese Hinweissysteme
und deren Nutzung erfolgt lediglich zu Zwecken, die mit dem
jeweiligen System verfolgt werden dirfen, also nur, soweit be-
stimmte Voraussetzungen erfullt sind.

Beispiele:

Kfz-Versicherung

= Registrierung von auffélligen Schadenfallen, Kfz-Diebstdhlen
sowie von Personen, bei denen der Verdacht des Versiche-
rungsmissbrauchs besteht

Zweck: Risikoprtifung, Schadenaufkldrung und -verhiitung

Lebensversicherung

= Aufnahme von Sonderrisiken, z. B. Ablehnung des Risikos
bzw. Annahme mit Beitragszuschlag

a) aus versicherungsmedizinischen Griinden,

b) aufgrund der Auskiinfte anderer Versicherer, wegen verwei-
gerter Nachuntersuchung

= Aufhebung des Vertrages durch Rucktritt oder Anfechtung
seitens des Versicherers
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= Ablehnung des Vertrages seitens des Versicherungsnehmers
wegen geforderter Beitragszuschlage
Zweck: Risikopriifung

Rechtsschutzversicherung

= Vorzeitige Klindigungen und Kiindigungen zum normalen
Vertragsablauf durch den Versicherer nach mindestens zwei Ver-
sicherungsfallen in zwoélf Monaten

= Klndigungen zum normalen Vertragsablauf durch den Versi-
cherer nach mindestens drei Versicherungsféllen innerhalb von
36 Monaten

= Vorzeitige Kiindigungen und Kiindigungen zum normalen
Vertragsablauf bei konkret begriindetem Verdacht einer betri-
gerischen Inanspruchnahme der Versicherung

Zweck: Uberpriifung der Angaben zu Vorversicherungen bei der
Antragstellung

Sachversicherung

= Aufnahme von Schaden und Personen, wenn Brandstiftung
vorliegt oder wenn aufgrund des Verdachts des Versicherungs-
missbrauchs der Vertrag gekiindigt wird und bestimmte Scha-
densummen erreicht sind

Zweck: Risikoprtifung, Schadenautkldrung, Verhinderung weite-
ren Missbrauchs

Transportversicherung

= Aufnahme von auffélligen (Verdacht des Versicherungsmiss-
brauchs) Schadensféllen, insbesondere in der Reisegepdackversi-
cherung

Zweck: Schadenautkldrung und Verhinderung von Versiche-
rungsmissbrauch

Unfallversicherung

= Meldung bei erheblicher Verletzung der vorvertraglichen An-
zeigepflicht

= Leistungsablehnung wegen vorsatzlicher Obliegenheitsverlet-
zung im Schadenfall, wegen Vortduschung eines Unfalls oder
von Unfallfolgen

= auBerordentliche Kiindigung durch den Versicherer nach
Leistungserbringung oder Klageerhebung auf Leistung

Zweck: Risikoprtifung und Aufdeckung von Versicherungsmiss-
brauch

Allgemeine Haftpflichtversicherung

= Registrierung von auffélligen Schadenfallen sowie von Perso-
nen, bei denen der Verdacht des Versicherungsmissbrauchs be-
steht

Zweck: Risikoprtifung, Schadenautkldrung und -verhdtung

5. Datenverarbeitung in und auBBerhalb der
Versicherungsgruppe

Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, Sach-
versicherung) und andere Finanzdienstleistungen (z. B. Kredite,
Bausparen, Kapitalanlagen, Immobilien) werden durch rechtlich
selbststdndige Unternehmen betrieben. Um den Kunden einen
umfassenden Versicherungsschutz anbieten zu kénnen, arbeiten
die Unternehmen héaufig in Unternehmensgruppen zusammen.
Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert,
wie das Inkasso oder die Datenverarbeitung. So wird z. B. Ihre
Adresse nur einmal gespeichert, auch wenn Sie Vertrage mit
verschiedenen Unternehmen der Gruppe abschlieBen; und auch
lhre Versicherungsnummer, die Art der Vertrage, ggf. Ihr Ge-
burtsdatum, lhre Kontonummer und Bankleitzahl, d. h. Ihre all-
gemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, werden in
einer zentralen Datensammlung geftihrt. Dabei sind die soge-
nannten Partnerdaten (z. B. Name, Adresse, Versicherungs-
nummer, Kontonummer, Bankleitzahl, bestehende Vertrage) von
allen Unternehmen der Versicherungsgruppe abfragbar. Auf
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diese Weise kann eingehende Post immer richtig zugeordnet
und bei telefonischen Anfragen sofort der zustandige Partner
genannt werden. Auch Geldeingange kénnen so in Zweifelsfal-
len ohne Ruckfragen korrekt verbucht werden. Die Ubrigen all-
gemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dagegen
nur von den Versicherungsunternehmen der Gruppe abfragbar.
Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des
jeweiligen Kunden durch die einzelnen Unternehmen bendtigt
und verwendet werden, spricht das Gesetz auch hier von ,,Da-
tentbermittlung”, bei der die Vorschriften des Bundesdaten-
schutzgesetzes zu beachten sind. Branchenspezifische Daten —
wie z. B. Gesundheits- und Bonitdtsdaten — bleiben dagegen
unter ausschlieBlicher Verfligung der jeweiligen Unternehmen.

Unserer Unternehmensgruppe gehéren zurzeit folgende
Unternehmen an:

= DA Deutsche Allgemeine Versicherung Aktiengesellschaft
DEUTSCHER HEROLD Aktiengesellschaft

Zurich Deutscher Herold Lebensversicherung Aktiengesellschaft
Zurich Beteiligungs-Aktiengesellschaft (Deutschland)

Zurich Insurance plc Niederlassung fir Deutschland

Zurich IT Service AG Niederlassung fir Deutschland

Zurich Leben Service AG Niederlassung fir Deutschland
Zurich Rechtsschutz-Schadenservice GmbH

Bonner Akademie Gesellschaft fir DV- und Management
Training, Bildung und Beratung mbH

Zurich Service GmbH

Bonnfinanz AG fir Vermdgensberatung und Vermittlung
Deutscher Pensionsfonds Aktiengesellschaft

ZUrich Vertriebs GmbH

TDG Tele-Dienste GmbH

ADAC Autoversicherung AG

Zurich Kunden Center GmbH

Daneben arbeiten unsere Versicherungsunternehmen und Ver-
mittler zur umfassenden Beratung und Betreuung ihrer Kunden
in weiteren Finanzdienstleistungen (z. B. Kredite, Bausparvertra-
ge, Kapitalanlagen, Immobilien) auch mit Kreditinstituten,
Bausparkassen und Kapitalanlage- und Immobiliengesellschaften
auBerhalb der Gruppe zusammen.

Die Zusammenarbeit besteht dabei in der gegenseitigen Vermitt-
lung der jeweiligen Produkte und der weiteren Betreuung der so
gewonnenen Kunden. So vermitteln z. B. die Kreditinstitute im
Rahmen einer Kundenberatung/-betreuung Versicherungen als
Ergénzung zu den eigenen Finanzdienstleistungsprodukten.

Fir die Datenverarbeitung der vermittelnden Stelle gelten die
folgenden Ausfihrungen unter Punkt 6.

6. Betreuung durch Vermittler

In Thren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen des
sonstigen Dienstleistungsangebots unserer Unternehmens-
gruppe bzw. unseres Kooperationspartners werden Sie evtl.
durch einen unserer Vermittler beraten und betreut. Vermittler
in diesem Sinne sind neben Einzelpersonen auch Vermittlungs-
gesellschaften sowie im Rahmen der Zusammenarbeit bei Fi-
nanzdienstleistungen auch Kreditinstitute, Bausparkassen u. a.

Um seine Aufgaben ordnungsgemaB erfillen zu kénnen, erhalt
der Vermittler zu diesen Zwecken von uns die fur die Betreuung
und Beratung notwendigen Angaben aus lhren Antrags-, Ver-
trags- und Leistungsdaten, z. B. Versicherungsnummer, Beitrage,
Art des Versicherungsschutzes und des Risikos, Zahl der Versi-
cherungsfalle und Hohe der Versicherungsleistungen sowie von
unseren Partnerunternehmen Angaben Uber andere finanzielle
Dienstleistungen. AusschlieBlich zum Zweck von Vertragsanpas-
sungen kénnen an den zustandigen Vermittler auch Gesund-
heitsdaten Gbermittelt werden.
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Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese personen-
bezogenen Daten im Rahmen der genannten Beratung und
Betreuung des Kunden. Auch werden sie von uns Gber Ande-
rungen der kundenrelevanten Daten informiert. Jeder Vermittler
ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Bestimmungen des
BDSG und seine besonderen Verschwiegenheitspflichten (z. B.
Berufsgeheimnis und Datengeheimnis) zu beachten.

Der fir die Betreuung zustandige Vermittler wird lhnen mitge-
teilt. Endet seine Tatigkeit flr unser Unternehmen (z. B. durch
Kindigung des Vermittlervertrages oder bei Pensionierung), re-
gelt das Unternehmen lhre Betreuung neu; Sie werden hierlber
informiert.
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7. Weitere Auskiinfte und Erlauterungen iiber lhre
Rechte

Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz
neben dem eingangs erwdhnten Widerrufsrecht ein Recht auf
Auskunft sowie unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht
auf Berichtigung, Sperrung oder Léschung lhrer in einer Datei
gespeicherten Daten.

Wegen eventueller weiterer Auskinfte und Erlduterungen wen-
den Sie sich bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten
lhres Versicherers. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf
Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder Léschung wegen der
beim Rickversicherer gespeicherten Daten stets an Ihren Ver-
sicherer.

Seite 26 von 26



	Verbraucherinformation zum Zurich Maklerkonzept Privatkunden 04.07 – Rechtsschutzversicherung –
	Inhaltsverzeichnis
	Allgemeine Hinweise
	Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht
	Allgemeine Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung (ARB 2008)
	Sonstige Vereinbarungen zur Rechtsschutzversicherung zum Zurich Maklerkonzept Privatkunden
	Merkblatt zur Datenverarbeitung




